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Wir sind draußen! Man hört und 
sieht uns! Am 30. Oktober 

standen mehr als 300 Beschäftigte 
der Bundesdruckerei GmbH, der D-
Trust GmbH, des Axel Springer Druck
hauses Spandau, Angestellte der 
Axel Springer SE Berlin und Beschäf-
tigte anderer Druckereien in der Ber-
liner Kommandantenstraße vor dem 
Werktor der Bundesdruckerei. In ei-
nem Warnstreik, parallel zu anderen 
Streiks bundesweit, verliehen sie ih-
ren berechtigten Forderungen in der 
aktuellen Tarifrunde zum Entgelt in 
der Druckindustrie Nachdruck – fünf 
Prozent sind gefordert. »Unseren 
Kolleginnen und Kollegen«, so der 
Betriebsratsvorsitzende der Bundes-
druckerei Marcus Pfaff, »geht es um 
mehr Geld im Portemonnaie. Sie wol
len ein Entgelt, dass der wirtschaft-
lichen Stärke unseres Unternehmens 
angemessen ist. Unser Haus steht 

gut da, davon sollen die Beschäftig-
ten profitieren, deshalb gehen unse-
re Forderungen über die des Flächen-
tarifs hinaus.« 

Mit ihrem Streik demonstrierten 
die Bundesdruckerinnen und -dru-
cker zugleich Solidarität mit anderen 
Druckhäusern, wo mit der Kündi-
gung des Manteltarifs zum 30. Sep-
tember Laufzeiten, Maschinenbeset
zungen, Zuschläge, Jahresleistung, 
Urlausgeld und anderes zur Dispo
sition stehen. »Zwar haben wir noch 
unseren Haustarifvertrag, doch unser 
Streik signalisiert auch, dass wir bei 
Manteltarifverträgen – egal wo – kei-
ne Verschlechterungen hinzuneh-
men gewillt sind«, verkündet Pfaff. 
Die tarifgebundenen Arbeitgeber im 
Bundesverband Druck und Medien 
bvdm verlangen beim Manteltarif we
sentliche Verschlechterungen, die zu 
einer Senkung der Jahresvergütung 

bis zu einem Drittel führen könnten. 
»Davon sind auch die Angestellten 
der Zeitungsverlage betroffen – in 
Berlin vor allem die der Axel Springer 
SE und ihrer Tochterunternehmen«, 
erläutert ver.di-Fachsekretär Alfons 
Paus vom Landesbezirk Berlin-Bran-
denburg. Auswirkungen auf alle Be-

triebe in der Druckindustrie seien zu 
befürchten, »gleich ob tarifgebun-
den oder auch nicht, gewerblich oder 
nicht gewerblich.« Bekanntermaßen 
setzen tarifliche Regelungen Markt-
preise für die Ware Arbeitskraft und 
wirken insgesamt in der Druckin
dustriebranche. »Möglichst billig ist 
nicht zu akzeptieren«, so Paus. 

Mit den bundesweiten Warn- und 
Solidaritätsstreiks setzen die Beschäf-
tigten der unterschiedlichen Unter-
nehmen ein Zeichen: Wir treten ge-
meinsam für unsere Rechte ein! »Ar-
beit hat ihre Würde und Arbeit hat 
ihren Preis. Dafür muss gekämpft 
werden.« Weitere Kampfmaßnah-
men sind je nach weiterem Verlauf 
der Tarifverhandlungen nicht auszu-
schließen. Diese endeten vorerst am 
22. November ohne Einigung mit 
dem bvdm und ohne neuen Termin. 

Der Arbeitgeberverband lehnte die 
ver.di-Forderung ab, den Manteltarif
vertrag unverändert wieder in Kraft 
zu setzen und einen Lohnabschluss 
zu vereinbaren, der besser ist als ihr 
letztes Angebot. Das sah für 2019 
eine Entgelterhöhung von 1,8 Pro-
zent und für 2020 von 1,65 Prozent 
vor. 

� B.E.
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Arbeit hat Würde und 

ihren Preis

Möglichst billig nehmen wir nicht hin!
Warnstreiks zu den aktuellen Tarifverhandlungen in der Druckindustrie
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Geburtshelferin des Frauenwahl-
rechtes in Deutschland war die 

Novemberrevolution 1918. Gut, sich 
in diesen Wochen zu erinnern und 
aufs Heute zu schauen. 1910 stellte 
Clara Zetkin auf der II. Internationa-
len Sozialistischen Frauenkonferenz 
in Kopenhagen den Antrag, weltweit 
einen Frauentag einzuführen, der 
»der Agitation für das Frauenwahl-
recht« dienen solle. Dem Aufruf folg-
ten Millionen Frauen weltweit. 

Vier Jahre des ersten Weltkrieges 
hatten die Welt verändert. Das Mas-
senmorden in den Schützengräben 
Verduns, Giftgaseinsätze in Flandern, 
der Hunger in der Heimat hatten die 
Menschen wütend gemacht. Mehr-
fach wurde 1918 zu Streiks aufge-
rufen. Im November weigerten sich 
die Matrosen in Kiel, den Krieg fort-
zusetzen. In Windeseile etablierten 
sich Arbeiter- und Soldatenräte. Am 
9. November übertrug Reichskanzler 
Max von Baden die Regierungsge-
walt an Friedrich Ebert. Jetzt bean-
spruchten die einfachen Menschen 
politische Entscheidungskompetenz. 
Dreitausend Delegierte von Arbeiter- 
und Soldatenräten trafen sich am 10. 
November in Berlin und bestätigten 
den Rat der Volksbeauftragten. Am 
12. November verkündete dieser Rat, 
dass zu allen öffentlichen Wahlen 
fortan alle männlichen und weibli-
chen Personen das Wahlrecht hätten. 
Am 30. November folgte das Gesetz 

zur verfassungsgebenden deutschen 
Nationalversammlung. »Wahlberech
tigt sind alle deutschen Männer und 
Frauen, die am Wahltag das 20. Le-
bensjahr vollendet haben.«

Am 19. Januar 1919 nahmen 82,3 
Prozent der deutschen Frauen und 
82,4 Prozent der Männer an den 
Wahlen zur Nationalversammlung 
teil. Marie Juchacz sprach als erste 
Abgeordnete im Parlament. Aus 
Sicht der Kämpferinnen war dieses 
die Schlüsselforderung: Seien Frauen 
erst wahlberechtigt und wählbar, 
würden alle Benachteiligungen in 

kurzer Zeit der Vergangenheit ange-
hören.

Wie zäh sich überkommene Rollen
muster halten konnten, muss erschre
cken. So wurde erst 1978 in der Bun-

desrepublik das Gesetz abgeschafft, 
was es Ehemännern erlaubte, das 
Arbeitsverhältnis ihrer Frau einseitig 
zu kündigen. Und heute – alles gut? 
Leider Nein!

Jeden dritten Tag wird in Deutsch-
land eine Frau von ihrem Partner oder 
Ex-Partner getötet. Sexuelle Selbst-
bestimmung ist weder bei § 219 a 
StGB wirklich Realität, noch können 

Frauen frei von Belästigungen leben, 
woran die Me-Too-Bewegung erinnert.

Wirtschaftlich ist Armut vor allem 
weiblich. Frauen haben weniger häu-
fig gut bezahlte Jobs. Sie tragen das 
Hauptrisiko des Scheiterns einer Part-
nerschaft, wenn sie mit Kindern zu 
Alleinerziehenden werden. Der Pen-
sion Pay Gap liegt bei 40 Prozent für 
Frauen in den alten Bundesländern. 
Dass es anders geht, zeigt sich bei 
Frauen aus Ostdeutschland, die bei 
der Rente noch besser stehen. Hier 
besteht eine Lücke von etwa 15 Pro-
zent, was an weniger Teilzeit, weni-
ger Unterbrechungen, mehr MINT-
Berufen und anderem liegt.

Die Interessen der Frauen müssen 
andere sein als die der Männer. Die 
Landtagswahlen in Hessen und Bay-
ern belegen, dass Frauen andere 
Schwerpunkte setzen. Es ist ein er-
mutigendes Zeichen, wenn die AfD 
bei den Frauen nur halb so viele 
Wählerinnen hat wie unter den Män-
nern. Diese Partei steht für ein rück-
wärtsgewandtes Familienbild, von ihr 
ist zur Gleichstellungspolitik nichts 
Gutes zu erwarten.

Rechte, gleiche Chancen und Teil-
habe am Wohlstand müssen nicht 
nur vor hundert Jahren, sondern fort-
während und für die Zukunft er-
kämpft und bewahrt werden. Dafür 
steht auch die Frauen- und Gleich-
stellungspolitik in ver.di. Sich dafür 
einzusetzen, bleibt höchst aktuell.

unfrei gewählte Regierungen einem 
Markt und seinen Akteuren gegen-
über sind. Durch die Globalisierung 
wurden Gewinne unterschiedlich 
verteilt. Die Einkommen der Mittel- 
und Unterschicht stagnierten, neue 
prekäre Arbeitsverhältnisse entstan-
den. Schulden wurden sozialisiert, 
Gewinne privatisiert. Es folgten »die 
Jahre der Umverteilung von unten 
nach oben«. 

Diez schreibt: » Wenn also die Ba-
sis der Demokratie eher durch eine 
Verbesserung der Lebensverhältnisse 
definiert ist, dann wird die Legitimi-
tät des Systems leicht angreifbar, falls 
diese Verbesserung stagniert.« 

Der Autor weist auf die verpasste 
Neugründung des Landes 1990 hin. 
»Fremdheit und Frustration sind ge-
blieben, die Ressentiments und die 
immer weniger unterdrückte Wut 
sind dazugekommen.« Der Wechsel
kurs (zwei Ost- zu einer Westmark), 
den Helmut Kohl durchsetzte, rui-
nierte weite Teile der ostdeutschen 
Wirtschaft. Laut Wiedervereinigungs
logik wurde das Land westlicher und 
internationaler, doch es wurde, so 

Diez, »enger, angstvoller und natio-
nalistischer«. Das zeigte sich 1992 
und 1993 in ausländerfeindlichen Aus
schreitungen und Brandanschlägen, 
in den Taten der NSU und in den De-
monstrationen von Pegida.

Georg Diez arbeitet selbst als Jour-
nalist, er erzählt und kommentiert in 
seinem Buch, bringt seine Meinung 
stark bewertend ein. So prangert er 
an, dass gegenüber Europa, speziell 
gegenüber Griechenland, in vielen 

Medien ein neuer nationalistischer 
Ton gepflegt wurde. Dies setzte sich 
nach der Flüchtlingswelle 2015 fort. 

Das Mobilisierungspotential im In-
ternet bewirkte einen Radikalisie-
rungsschub. Diez beschreibt, wie die 
FAZ mit wehenden Fahnen zu Pegi-
da überlief, wie im öffentlich-recht-
lichen Fernsehen, in Talkshows und 
Nachrichten, der AfD viel Sendezeit 
eingeräumt wurde. Außerdem fand 

Wie unsere Demokratie beschä-
digt wurde und was wir tun 

können, um sie zu reparieren – mit 
diesem anspruchsvollen Titel möch-
te Georg Diez einen Rückblick auf 
das geben, was in den letzten Jah-
ren in Deutschland geschehen ist. 
Gleichzeitig soll es ein hoffnungs-
voller Ausblick darauf sein, was sich 
jetzt daraus entwickeln kann. 

Die Finanzkrise 2008 und die da-
rauffolgende Bankenrettung haben 
seiner Meinung nach gezeigt, wie 

kritisch gelesen

Das andere Land

C. Bertelsmann 2018

»Nichts gewusst«  

kann niemand sagen

Auf ein Wort
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Hundert Jahre 
Frauenwahl­

recht – alles 
gut?

Astrid Westhoff,  ver.di  Landesbezirk Berlin-
Brandenburg

»eine schleichende Repolitisierung 
der kulturellen Sphäre von rechts, 
durch Filme, durch Bücher, durch 
Künstler und Schriftsteller« statt.

Einige Politiker der großen Koali-
tion beschädigten die Demokratie 
von oben, und damit meint er nicht 
Angela Merkel. »Wir schaffen das« 
ist für ihn ein gesellschaftliches Kon-
zept für eine gelingende Demokratie, 
ein Bürgertriumph, weil die Men-
schen von selbst das Richtige taten 
und halfen. 

Sein Fazit: »Die Widersprüche sind 
offen und für alle sichtbar, sie sind 
benannt und dokumentiert, niemand 
kann sagen, dass man nichts wuss-
te.« Der Autor, der Geschichte und 
Philosophie studiert hat, belegt seine 
Aussagen mit Hinweisen auf viele in-
teressante Schriftsteller und Philoso-
phen. Ein fesselndes und sehr emp-
fehlenswertes Buch.

HEIDI SCHIRRMACHER

Georg Diez: »Das andere Land. Wie unsere 
Demokratie beschädigt wurde und was wir 
tun können, um sie zu reparieren.« C. Ber-
telsmann Verlag, München 2018, 224 Sei-
ten, 16 Euro, ISBN: 9783570102633 
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Ein hochformatiges Bild zieht so-
fort die Blicke auf sich: Der Mann 

mit dem roten Pullover und dem zer-
störten Gesicht, sein Titel »Emigrant«. 
Es gilt der Erinnerung an seinen 
Schöpfer, den kürzlich verstorbenen 
Dieter Ruckhaberle und an sein viel-
fältiges gewerkschaftliches Wirken 
in der Kulturszene Berlins. Aber es 
fügt sich auch inhaltlich ein in das 
aktuelle Thema, das die Fachgruppe 
Bildende Kunst für ihre diesjährige 
Ausstellung gewählt hat und sich da-
mit an tiefgreifenden demokratischen 
Bewegungen zur Veränderung der 
Gesellschaft im vergangenen Jahr-
hundert orientiert.

Im Zug der Novemberrevolution 
1918 bildete sich, ähnlich den Arbei-
ter- und Soldatenräten, ein »Arbeits-
rat für Kunst«, in dem sich namhaf-
teste Architekten, Maler, Bildhauer 
und Kunstschriftsteller zusammen-
schlossen – von Bruno Taut über Lyonel 
Feininger bis Max Pechstein. Ziel war, 
demokratische Architektur und Kunst 
zu entwickeln und sie Menschen na-
he zu bringen, die bisher keine Be-
rührung damit hatten. Sein Wirken 
bildete einen Baustein für die Grün-
dung des Bauhauses. Jahrzehnte 
später war 1968 wieder international 
geprägt von Massenprotesten – ge-
gen den Vietnamkrieg, die deut-
schen Notstandsgesetze, für den Pra-
ger Frühling, in Frankreich gegen De 
Gaulle, in den USA für Rassengleich-
heit – Martin Luther King wurde er-
mordet Das gesellschaftliche Aufbe-

gehren spiegelte sich in der Kunst-
szene; deutsche Künstler organisier-
ten 1971 in der Frankfurter Paulskir-
che einen Kongress, der die Freiheit 
der Kunst und der Künstler lautstark 
einforderte. Diese prägenden Ereig-
nisse stehen für das Motto der ge-
genwärtigen Ausstellung.

Und 2018? Die Gegenwart unter-
scheidet sich von diesen demokrati-

schen Bewegungen grundsätzlich 
und stellt neue Anforderungen – 
Kriege setzen Fluchtströme in Bewe-
gung, gravierende Klimaveränderun-
gen bedrohen große Lebensräume, 
IT-Monopole haben weltumfassende 
Netze gespannt und wirken in die 
Lebenssphäre jedes Einzelnen. Die 
Belastung prekärer Lebensbedingun-
gen lähmt den Widerstand gegen 

Mit dem Titel »Kanzlerdämmerung« eröffnet die bundesweite »Cartoonlobby« – wie schon traditionell – das Ausstellungsjahr 2019 der Me-
dienGalerie. Der Jahresrückblick mit Karikaturen von 50 prominenten Vertreterinnen und Vertretern des kritischen Zeichenstifts lässt mit 
feinsinnigem Humor und bösartiger Satire nachfragen: Was waren die Aufreger 2018? Gibt es ein Leben nach Merkel? Und was ist eigentlich 
in der Welt da draußen los? Die Vision der Cartoonlobbyisten für sich selbst ist ungebrochen: Ein eigenes Museum für Berlin! Ausstellung 
vom 10. Januar bis 1.März 2019.� A.G.

rechte Kräfte. Gewerkschaftlich ak-
tive Künstler wollen sich dem entge-
gen stellen, sie proklamieren Wider-
stand. Eine ihrer ersten Forderungen 
lautet: Kunst ist Arbeit. Von Arbeit 
muss man leben können. Und: Kunst 
will Einfluss nehmen.

Zur Ausstellungseröffnung stellten 
sich Künstlerinnen und Künstler den 
Fragen von Besuchern und erklärten, 
was für sie Anstoß zur jeweiligen Ge-
staltung war. Deutlich wurde, wie 
mit gedanklicher Vorarbeit nicht nur 
eine Idee Gestalt annimmt, sondern 
dass stets auch gesellschaftliche Hal-
tung in die Arbeit einfließt. 

Wenn diese Ausstellung Mitte De-
zember schließt, soll kein Schlussstrich 
gezogen und der Aufbruch nicht be-
endet sein. Als Fortsetzung erstrebt 
die Fachgruppe Bildende Kunst im 

kommenden Frühjahr eine kulturpo-
litische Konferenz »Freiheit des Wor-
tes und der Kunst« einzuberufen. 
Ziel ist, ein kulturpolitisches Pro-
gramm zu erarbeiten und in die ge-
sellschaftliche Diskussion einzufüh-
ren. Zur Vorbereitung hat es am 
24. November ein Treffen gegeben, 
zu dem alle Interessierten eingeladen 
waren. Wie AUF BRÜCHE auch ver-
standen sein kann: Aufbruch zu neuen 
Ufern.� ANNEMARIE GÖRNE

Kunst ist Arbeit  
und will wirken

Bildende Künstler in der MedienGalerie:  
AUF BRÜCHE 1918 – 1968 – 2018 

Aufbruch zu  

neuen Ufern

»PANAMA-PAPERS« von Tina Schwichtenberg kennzeichnen ebenso die politische 
Landschaft, wie sie von den anderen ausgestellten Werken vielfältig gespiegelt 
wird. � Foto: Christian von Polentz/tansitfoto.de
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	� Besseres für Freie  
beim rbb

Am 1. Januar tritt beim rbb der neue 
12a Tarifvertrag mit wesentlichen Ver-
besserungen in Kraft, bestehende Rech-
te wie Bildungsurlaub oder Zusatzur-
laub für Schwerbehinderte können ge-
rechter umgesetzt werden. Neu gibt es 
Krankengeld für Freie ab dem 1. Tag, 
Familiengeld – zunächst für ein Jahr – 
und monatliche Sonderzahlungen von 
67 Euro pro Kind für freie Beschäftigte 
mit Kindern. Gewährt werden Zuschüs-
se zum Mutterschaftsgeld und Aus-
gleichszahlungen bei Nichteinhalten 
von Ankündigungsfristen. Diese verlän-
gern sich deutlich von 12 auf 36 Mona-
te. Allerdings bleiben die Zuschüsse hin-
ter denen für Festangestellte zurück. 
Die Ausweitung des Bestandsschutzes 
auf Programmgestaltende mit sozialer 
Sicherheit bis zur Rente lehnte der rbb 
ab. Das Verhandlungsteam freut sich 
über »einen wichtigen Schritt in die 
richtige Richtung«, will aber weitere 
Verbesserungen durchsetzen. 

	� Gut organisiert im 
Berliner Ensemble

Mit einer ver.di-Organisationsstärke von 
mehr als 30 Prozent beim Berliner En-
semble (BE) begannen Ende November 
Tarifverhandlungen für die nichtkünst-
lerisch Beschäftigten. Die ver.di-Mitglie-
derversammlung fordert die Übernah-
me des Tarifrechts für den öffentlichen 
Dienst der Länder (TV-L). »Versuche, ei-
nen Tarifvertrag beim BE anzuschließen, 
scheiterten bislang an mangelnder Or-
ganisationsmächtigkeit seitens ver.di 
und dem ambivalenten Verhältnis von 
Herrn Peymanns sozialkritischen Stü-
cken auf der Bühne zur Lohnsklaverei 
hinter der Bühne«, so ver.di-Landesfach
bereichsleiter Andreas Köhn.

	�� Tarifbindung für die 
Kulturprojekte GmbH

Die ver.di-Mitgliederversammlung – 
mehr als 56 Prozent der Beschäftigten 
der Kulturprojekte GmbH sind organi-
siert – forderte Mitte November die 
Aufnahme von Tarifverhandlungen. Ziel 
ist die Übernahme des TV-L. Die GmbH 
ist ein hundertprozentiges Unterneh-
men des Landes Berlin mit Aufsichts-
ratsvorsitzendem Dr. Klaus Lederer, Se-
nator für Kultur und Europa. Deshalb 
deckt sich die Forderung mit dem Se-
natsbeschluss, landeseigene Unterneh-
men in die Tarifbindung zu bringen.

B l i c k p u n k t

Dem Instrument des Jahres war 
der »Tag des Cellos« Mitte Ok-

tober in der Philharmonie gewidmet. 
Tausende Berliner hatten Augen und 
Ohren für Konzerte und Vorträge 
rund um das Cello. Die Berliner Cel-
lolehrerin Susanne Schmidt erhielt 

den Musikschulpreis des Musikschul-
bündnisses Berlin vom Vorsitzenden 
Chris Berghäuser und dem 1. Solo-
cellisten der Berliner Philharmoniker. 
Sie arbeitet seit 1985 als Cellolehre-
rin auf Honorarbasis an der Musik-
schule Charlottenburg-Wilmersdorf 

und engagiert sich in besonderem 
Maße für ihre Schülerinnen und 
Schüler. Der »Tag des Cellos« wurde 
vom Landesmusikrat Berlin e.V. ge-
meinsam mit der Stiftung Berliner 
Philharmoniker organisiert. Die 12 
Cellisten der Berliner Philharmoniker 
fungierten als Schirmherren für das 
»Instrument des Jahres 2018«. Im 
nächsten Jahr wird es das Saxofon 
sein.� RED

Ohren und Augen fürs Cello
Musikschulpreis für Cellolehrerin Susanne Schmidt

Musiklehrerin Susanne Schmidt freut 
sich über ihren Preis� Foto: David Willens

	� Inakzeptables beim 
Landestheater Cottbus 

Ende Oktober endete die erste Ver-
handlungsrunde für die Beschäftigten 
der Brandenburgischen Kulturstiftung, 
Landestheater Cottbus, ergebnislos. 
Die vollständige Übernahme des TV-L 
war zu vereinbaren. Die Geschäftsfüh-
rung legte einen für die ver.di-Mitglie-
der inakzeptablen Stufenplan bis 2022 
vor. Sie wurde zur Nachbesserung auf-
gefordert. Ein Folgetermin war bis Re-
daktionsschluss noch nicht vereinbart, 
da die Geschäftsführung noch keinen 
Vorschlag vorgelegt hatte.

	� Lineare Erhöhung  
beim Vorwärts Verlag

Anfang November legte der Arbeitgeber 
in einer 2. Tarifverhandlung ein Angebot 
über eine lineare Gehaltserhöhung vor. 
Zudem forderte er Veränderungen im 
Manteltarif. Mitte November wurden 
die Verhandlungen fortgesetzt. � RED

Wir sind viele – Großdemo #Unteilbar setzte Zeichen gegen den Hass

So eine machtvolle Bewegung hatte Berlin lange nicht gesehen: 40.000 waren avisiert, doch nahezu 
eine Viertelmillion Menschen aus ganz Deutschland kamen zur #Unteilbar-Demo am 13. Oktober, um 
gegen Hass und Rassismus zu protestieren. Der stundenlange Zug reichte vom Alex bis zur Siegessäule. 
»Es ist ein wunderbarer Herbst der Solidarität, der hier in Berlin auf die Straße gebracht wurde«, so 
Sprecherin Anna Spangenberg vom Bündnis #Unteilbar. Dessen Aufruf »#unteilbar – Solidarität statt 
Ausgrenzung« hatten 4.500 Organisationen und Einzelpersonen unterzeichnet. Darin warnen sie vor 
dramatischen politischen Verschiebungen: Humanität, Menschenrechte, Religionsfreiheit und Rechtsstaat 
würden offen angegriffen. »Es ist ein Angriff, der uns allen gilt.«	�  RED

Tarife

2019 wird  

Jahr des Saxofons
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bis 2025 gehen. Auch die zugesicher
ten Tarifverhandlungen in Berlin für 
die Honorarlehrkräfte sind endlich 
aufzunehmen und das Tarifrecht öf-
fentlicher Dienst ohne Abstriche in 
den Musikschulen Brandenburgs an-
zuwenden.

Die Senioren und die Fachgruppe 
Verlage, Druck und Papier mahnen 
an, die Aktivitäten der Gewerkschaf-
ten zur Arbeitszeitverkürzung bei 
vollem Lohnausgleich wieder aufzu-
nehmen und die gesetzliche Erhöhung 
des Renteneintrittsalters rückgängig 
zu machen. 

Glückwunsch dem  
neuen Vorstand

Der alte Landesbezirksfachbereichs-
vorstand wurde entlastet und mit 
Dank für jahrelanges erfolgreiches 
Wirken verabschiedet. Gewählt wur-
den als neuer Vorsitzender Gotthard 
Krupp, als Stellvertreterin Silke Leuck
feld, dazu als weitere Mitglieder des 
geschäftsführenden Landesfachbe-
reichsvorstandes Roswitha Weber, 
Lutz Fußangel und Bernd Wagner, 
zudem die vorgeschlagenen Vertre-
terinnen und Vertreter der Fach- und 
Personengruppen für den Vorstand. 

Sprachrohr gratuliert und wünscht 
gutes Arbeiten!� B.E.

Mitbestimmen, Mitgestalten – 
das Ehrenamt hat bei ver.di die 

entscheidende Funktion und einen 
hohen Stellenwert. Das spiegelt sich 
in den derzeit laufenden Organisa-
tionswahlen deutlich wider. Diese 
münden im September nächsten Jah-
res im 5. Ordentlichen ver.di Bundes-
kongress.

Nach den Fachgruppenvorständen 
im Frühjahr wurde Mitte Oktober der 
Landesfachbereichsvorstand des Fach
bereichs Medien, Kunst und Indust-
rie Berlin-Brandenburg gewählt. Da-
zu die Delegierten für die Landes- 
und Bundesfachbereichskonferenz 
und den Bundeskongress sowie die 
Vertreterinnen und Vertreter für den 
Landesbezirksvorstand und Bundes-
fachbereichsvorstand. 13 Anträge wur
den diskutiert, bestätigt und weiter-
geleitet an die nächsten Konferenzen 
bzw. den Bundeskongress.

Selbstbewusster, kämpferischer 
Fachbereich

ver.di-Vize Frank Werneke war Gast 
an diesem Tag. Er stimmte auf die Ver
antwortung der Gewerkschaft, die 
Kraft der Mitglieder und die Band-
breite der zu bewältigenden aktuel-
len Aufgaben und gesellschaftlichen 
Probleme ein. 

Längerfristig werden die »ver.di-
Baustellen« alle beschäftigen. In der 
Organisationsstruktur sind u.a. die 
Neuordnung der Fachbereiche, Ver-
änderungen in der Arbeitsweise und 

der Betreuung in der Fläche nötig. 
Eine Bündelung ist beispielsweise bei 
Medien, Finanzdienstleistungen, Ver- 
und Entsorgung und Telekommuni-
kation vorgesehen. Diese entspricht 
der technisch-technologischen und 
wirtschaftlichen Entwicklung. Am 4. 
Mai 2019 fällt dazu eine Entschei-
dung durch die Delegierten der Bun-
desfachbereichskonferenz. 

Im Fokus steht auch die Situation 
beim Öffentlichen Rundfunk. ver.di sei 
stolz auf das breite, für den Erhalt des 
Öffentlichen Rundfunks gebildete 
Bündnis. Bei der außerordentlichen 
Ministerkonferenz Anfang Dezember 
stehe das Absenken oder dauerhafte 
Einfrieren des Rundfunkhaushalts zu 
befürchten. Extrempläne in Ländern 
wie Sachsen oder Bayern hätten mas
sive Einschränkungen zur Folge, die 
beispielsweise die Freien treffen.

ver.di registriere massive Übergrif-
fe gegen Journalistinnen und Journa
listen, Teams des öffentlichen Rund
funks arbeiteten mit Personenschüt-
zern. »Der Staat muss seiner Schutz-
funktion nachkommen«, forderte 
Werneke. 

Tarifpolitik berührt bei ver.di viele 
Felder und ist nach wie vor eine der 
vordringlichsten Aufgaben. Werneke 
informierte über den Arbeitskampf 
in der Druckindustrie, die Abstimmung 
der Zeitungsredakteure gegen den 
Gehaltsabschluss und die durch Ver-
weigerung der Arbeitgeber auf Es-
kalation zulaufende Situation in der 
Tarifauseinandersetzung der prospe-

rierenden Papier, Pappe und Kunst-
stoff verarbeitenden Industrie.

Der Landesfachbereich Berlin-Bran
denburg zeige sich selbstbewusst und 
kämpferisch, lobte der ver.di-Vize. 
Politische Erfolge wie der Bestands-
schutz für nichtprogrammgestalten-
de freie Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter beim rbb, gute Tarifverträge 
bei der Deutschen Welle und den Ki
nos oder mehr Festanstellungen bei 
den Musikschulen sprächen dafür. Der 
VS in Berlin sei in der Lage, »in die 
Stadtgesellschaft hineinzuwirken«. 

Kernpunkte und Probleme, die 
Mitgliedern am Herzen liegen

Anträge der einzelnen Fachgruppen 
offenbarten eine große Bandbreite 
zu lösender Probleme, die den Mit-
gliedern am Herzen liegen. Drei Kern
punkte wurden als wesentliche The-
men für die nächste Legislaturperi-
ode beschlossen: Ausbau und Erhalt 
von tariflichen Arbeits- und Einkom-
mensbedingungen und damit Siche-
rung der Flächentarifverträge; Kampf 
gegen Prekarisierung, Deregulierung 
und Flexibilisierung zum Nachteil al-
ler abhängig Beschäftigten; Verbesse
rung der materiellen und sozialen Be
dingungen der Kultur-, Kunst- und Me
dienschaffenden inklusive des Schut
zes von Kunst- und Pressefreiheit.

Bei den Berliner Musikschulen muss 
es nach dem ersten Schritt von 15 
Prozent Festanstellungen von Musik-
schullehrkräften jetzt um 80 Prozent 

Viel zu entscheiden, viel zu wählen zur ver.di Landesfachbereichskonferenz
� Fotos: Christian von Polentz/tansitfoto.de

ver.di-Vize Frank Werneke: Kraft der 
Mitglieder und große Aufgaben

	� Yorck Kinokette mit 
mehr Mitgliedern

In Vorbereitung der Tarifverhandlungen 
für die elf Berliner Yorck-Kinos hat sich 
die Zahl der ver.di-Mitglieder sprung-
haft erhöht. Nach dem Start im Juli mit 
28 Mitgliedern sind jetzt 78 Beschäftig-
te organisiert.

	� Potsdamer Musikschule 
mit ver.di-Betriebsgruppe

An der kommunalen Musikschule »J.S. 
Bach« in Potsdam wurde am 21. Novem
ber als erste im Land Brandenburg eine 
ver.di-Betriebsgruppe gegründet. Sie soll 
betriebliche Gewerkschaftsarbeit, Mit-
gliedergewinnung und Vernetzung ver-
bessern. Diese Aktivität ging von den 
Mitgliedern aus. An den Berliner Musik-
schulen gibt es seit Jahren ver.di-Ver-
trauenslehrerinnen und -lehrer, die in 
engem Kontakt mit dem ver.di-Fach-
gruppenvorstand Musik stehen und für 
den Informationsfluss zwischen Mitglie-
dern und Vorstand sorgen.

Kurz gemeldet

Ihr seid entscheidend!
Landesfachbereichskonferenz 2018 mit  

Wahlen und Kernpunkten für weitere Arbeit
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Vor einigen Wochen hat die Bun-
desregierung über eine »ge-

meinsame Wohnraumoffensive« be-
raten. Über die gewerkschaftliche 
Sicht auf das Ergebnis dieses Wohn-
gipfels sprachen wir mit der Vorsit-
zenden des Arbeitskreises Wohnen 
beim Bezirkssenioren-Ausschuss Inge
borg Gotthold.

Kollegin Gotthold, Du wurdest vor 
drei Jahren in diese Funktion ge-
wählt. Welche Gewerkschaften 
außer ver.di sind im Arbeitskreis 
vertreten?

INGEBORG GOTTHOLD: Neben ver.di 
sind das IG Metall, IG Bau, GEW, EVG 
und NGG. Unser Arbeitskreis ist auch 
der Fachausschuss Wohnen der DGB 
Seniorinnen und Senioren.

Nun hat sich die Bundesregierung 
erstmals mit der Wohnungsfrage 
befasst. Stellt Euch das Ergebnis 
dieses Wohngipfels zufrieden?

Nein. Mir erschien er eher wie ein 
Show-Event. Die Wohnungsfrage ist 
bekanntlich ein brennendes sozial-
politisches Problem, besonders hier 
in Berlin. Aber unter den 120 Anwe-
senden gab es einen einzigen Ver-
treter von Mieterseite, dem ganze 
zwei Minuten Redezeit eingeräumt 
wurden. Dagegen hatte die Bundes-
regierung 14 Verbände der Immobi-
lienwirtschaft und von Baulobbyisten 
eingeladen, also jene, die am Woh-
nen verdienen wollen. 

Gibt es keine Fortschritte?
Gut ist, dass der Bund Baugrund-

stücke nicht mehr meistbietend ver-
äußern will wie bisher, auch will er 
sich künftig finanziell am Wohnungs-
bau beteiligen – aber mehr sehe ich 
da leider nicht. Das ist mager und 
enttäuschend. Keine grundsätzliche 
Verbesserung des Wohngeldes, kei-
ne Haltelinien gegen Immobilienspe-
kulation, die Mietpreisbremse wei-
terhin wirkungslos… Spürbare Ver-
besserungen für Sozialmieter, zum 
Beispiel Mietobergrenzen, wird es 
nicht geben.

Aber Veränderungen des Mietspie-
gels sind vorgesehen, welche?

Für den Mietspiegel ist eine Ge-
setzesänderung angekündigt. Da-
nach sollen die neu vereinbarten er-
höhten Mieten nicht mehr der letz-
ten vier, sondern sechs Jahre aufge-
nommen werden. Wir sind aber der 

Ansicht, dass dieser kleine Schritt 
unzureichend ist. Bei der Erarbeitung 
eines qualifizierten Mietspiegels, der 
für die Ermittlung der ortsüblichen 
Vergleichsmiete herangezogen wird, 
müssen auch die unveränderten Be-
standsmieten und die von mietpreis-

gebundenen Wohnungen berück-
sichtigt werden. Wenn derart ermit-
telte Vergleichsmieten als Obergren-
ze bei Neuvermietungen gelten, wird 
es gerechter zugehen, gerade auch 
für Wohnungssuchende mit kleine-
rer Geldbörse.

Ihr habt selbst gewerkschaftliche 
Forderungen für eine soziale Woh-
nungspolitik formuliert. Worin be-
stehen sie?

Das Programm ist umfangreich. Es 
geht davon aus, dass das Wohnrecht 
am Gemeinwohl statt an der Rendi-
te ausgerichtet sein muss und einen 
Teil der Daseinsvorsorge bildet. Ein 
Kapitel widmet sich dem Wohnraum 
für Einkommensarme, die bekannt-
lich größte Probleme bei der Woh-
nungssuche haben. Für sie vor allem, 
aber nicht nur für sie, soll es einen 
Vorbehalt gegen die Umwandlung 
von Miet- in Eigentumswohnungen 
geben. Zur sozialen und städtebau-
lichen Steuerung ist der Ausbau der 
kommunalen Wohnungsbaugesell-
schaften nötig mit den entsprechen-
den Tarifverträgen für dort Beschäf-
tigte. Die Wohnungen sollen unver-
käuflich sein.

Als Senioren-Arbeitskreis sollte al
tersgerechtes Wohnen ein nahelie-
gendes Thema sein.

Und das mit allen Facetten. Des-
halb müssen mindestens 50 Prozent 
der neu zu bauenden Wohnungen 
barrierefrei sein und ein entsprechen-
des Umfeld besitzen. Das Ziel wäre, 
lebenslanges Wohnen in vertrauter 
Umgebung zu ermöglichen, wie es 
sich die meisten Menschen wün-
schen. Das vermeidet außerdem den 
Umzug in Pflegeeinrichtungen. Die-

Gemeinwohl statt 

Rendite

Leserbrief

Sprachrohr 3/2018 »Ein Hoch 
auf die Buchkunst« 

Gutenberg war keineswegs der 
Erfinder des Buchdrucks. Diese 
Mär entstammt dem offensicht-
lich auch heute noch eurozent-
ristischen Geschichtsbild. Etwa 
im Jahr 600 kommt der Buch-
druck mit geschnitzten Holztä-
felchen in China auf. Aus dem 
Jahr 868, ebenfalls aus China, 
stammt eines der ältesten ge-
druckten Bücher in Rollenform. 
1083 druckten Chinesen mathe-
matische Bücher, die sich mit 
Arithmetik beschäftigten. Und 
so weiter und so fort. Guten-
berg erfand 1445 die beweg-
liche Letter, das ist sein Ver-
dienst. Erstaunlich, dass bis 
heute behauptet wird, er habe 
den Buchdruck erfunden. Leider 
auch in einer Gewerkschaftszei-
tung, die mit der grafischen 
Industrie verbandelt ist. 

PETER ASMUSSEN,  
SCHRIFTSETZER

Ingeborg Gotthold: Druck für soziale 
Wohnraumpolitik� Foto: A. Görne

se und viele andere gesellschaftspo-
litisch wichtige Fragen hat der Wohn
gipfel der Bundesregierung aller-
dings offen gelassen. Deshalb muss 
es weiter öffentlichen Druck für eine 
soziale Wohnraumpolitik geben.

INTERVIEW: ANNEMARIE GÖRNE

Heiterer Ausklang mit den »Querköppen«
Die Senioren hatten 
eingeladen. Erstmals 
wollten sie das Jahr 
nicht mit einer ernsten 
Diskussion, sondern mit 
Fröhlichkeit, Musik und 
einem Rückblick auf 
das Geleistete ausklin-
gen lassen. Zugleich 
stand der Nachmittag 
ganz im Zeichen der 
Online-Zeitung »Die 
Querköppe«, denn soe-
ben ist ihre 25. Ausga-
be erschienen. ver.di-
Landesbezirksleiterin 
Susanne Stumpenhusen 
würdigte mit einem 
Grußwort die Aktivitä
ten der Senioren.� A.G.

Wohngipfel – mit zwei Minuten Redezeit
Eher Show-Event als Lösung brennender Wohnungsfragen
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95 Jahre Deutscher Rundfunk wur
den am 29. Oktober began-

gen. Zu fragen ist, wie mit diesem 
Erbe verfahren wird. Speziell: Was ist 
aus den vielen Musikproduktionen, 
Hörspielen und Tonbandaufzeichnun
gen geworden, die zwischen 1952 und 
1991 in der DDR entstanden sind?

Wer die Rummelsburger Landstraße 
in Oberschöneweide entlang fährt, 
kommt am Gelände des ehemaligen 
DDR-Rundfunks Nalepastaße vorbei, 
das ein bisschen verlassen ausschaut; 
was täuscht. So mancher stellt sich die 
Frage, die auch bei Führungen durch 
das Funkhaus Berlin (wie es offiziell 
heißt) auftaucht: Wo sind die Produk
tionen der Vergangenheit geblieben?

Im vereinten Deutschland ging das 
so: Eine eigens gegründete Service- 
und Verwertungsgesellschaft sichte-
te nach der Abschaltung der DDR-
Radiosender die Bestände, auch die 
des Deutschen Fernsehfunks Ad-
lershof. Fachkundige Archivare, ehe-
malige Rundfunk- und Fernsehbe-
schäftigte bereiteten kulturpolitisch 
wertvolle und künstlerische Werke 
für die Archivierung vor. Die ausge-
wählten Dokumente und Bänder ka-
men in eine Datenbank: Hörspiele 
und Musikaufnahmen aller Genres, 
Dokumentar-Aufzeichnungen politi-
scher und künstlerischer Ereignisse, 
Aktionen im gesellschaftlichen Leben 
der DDR sowie Schriftgut der staat-
lichen Rundfunk- und Fernsehleitun-
gen, außerdem Archiv-Bestände aus 
den Anfängen des Rundfunks. 

Offiziell begann der deutsche Rund-
funk am 29. Oktober 1923 aus dem 
Vox-Haus am Potsdamer Platz zu 
senden. 1931 war das große »Haus 
des Rundfunks« fertiggestellt. Do-
kumente aus diesen Anfängen lager-
ten ursprünglich dort und wurden 
nach 1952 mit Inbetriebnahme des 
DDR-Funkhauses in der Nalepastraße 
aufbewahrt. Alle für die Archivierung 
vorgesehenen Materialien, einschließ
lich die des Deutschen Fernsehfunks, 
mussten nach der Wiedervereini-
gung sachgerecht untergebracht 
werden. Dazu gründete das Deut-
sche Rundfunkarchiv (DRA) Frank-
furt/Main einen zweiten Standort mit 
dem DRA-Ost in Potsdam-Babelsberg 
auf dem Gelände des damaligen 
ORB. Die Archivräume sind nach 
neuen Erkenntnissen gebaut und kli-
matisiert. Nun lagern dort 350.000 
Rundfunk- und Fernseh-Musikpro-

duktionen sowie 100.000 Wort-Ton-
bänder von 1945 – 1991; außerdem 
ein für Hörspiele einst notwendiges 
Geräuscharchiv mit 36.000 Bändern. 
Archiviert wurden zudem zeitge-
schichtliche Tondokumente, Mitschnit-
te wichtiger Musikveranstaltungen 
der DDR, Uraufführungen musikali-
scher und literarischer Werke, Wett-
bewerbe und Festivals. Dazu kom-
men 23.000 Hörspiele, die seit 1945 
entstanden sind, zudem Manuskrip-
te, Drehbücher, Unterlagen zur Hö-
rer- und Zuschauerforschung. Und 
fünf Millionen Presseausschnitte aus 
allen Sachgebieten des öffentlichen 
Lebens, die gesammelt wurden.

Die Bestände des DFF sind ein un-
erschöpflicher Fundus für den mdr 
und rbb, wenn es um Rückschau auf 
politische Ereignisse geht, um Unter-
haltungssendungen, Polizeirufe 110 
oder literarische Produktionen. Die 
Tonbandaufzeichnungen kommen 
als wertvolle Dokumente hinzu. In den 
Kulturprogrammen des Hörfunks wer
den ab und an Hörspielproduktionen 
des DDR-Rundfunks gesendet.

Die archivierten Produktionen kön-
nen von allen ARD-Anstalten kosten-
los genutzt werden, denn das Deut-
sche Rundfunkarchiv wurde 1962 als 
gemeinnützige Stiftung gegründet. 
Interessierte Bürger und Institutionen 
dürfen Kopien von Rundfunk- oder 
Fernsehsendungen, auch ausschnitts
weise, für private Zwecke bestellen; 
natürlich kostenpflichtig. 
Gegenwärtig werden große Teile der 
Ton- und Filmdokumente digitalisiert, 

denn keiner weiß, wie lange Tonbän-
der, Magnetfilmaufzeichnungen und 
Filmmaterial haltbar sind. 

Das DRA ist eine Quelle zur wissen
schaftlichen Beurteilung und Erfor-
schung der DDR-Entwicklung von 
(1945) 1949-1990. Wiederhörens- 
und sehenswerte Radio- und Fern-
sehproduktionen aus der Nalepastra-
ße bzw. aus Adlershof sind für die 
ältere DDR-Generation eine Erinne-
rung an die Jugendzeit. Aber werden 
die heute jungen Leute Rundfunk- 
und Fernsehen in der digitalisierten 
Welt noch nutzen? Fest stehen dürf-
te: 100 Jahre Deutscher Rundfunk 
2023 werden eine öffentliche Wür-
digung finden. Für Wissenschaftler, 
Historiker sowie zeitgeschichtliche 
Institutionen sind die Dokumente des 
DRA weiterhin unverzichtbar. 

WOLFHARD BESSER

Hörens- und sehenswert 
bis heute

Was ist aus dem DDR-Rundfunkerbe geworden?
Archivbestände 

sachgerecht bewahren Digitalisierung für  

die Nachwelt
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Ich habe eine Verantwortung,  
ich bleibe hier...

...mit dieser Begründung soll Hans Otto 
Engagements im Ausland abgelehnt ha-
ben, nachdem ihm am Staatsschauspiel 
Berlin im Frühjahr 1933 gekündigt wur-
de. Er ging in die Illegalität und stellte 
sich den braunen Machthabern mit 
künstlerischer Verantwortung aktiv ent-
gegen. Er war der erste bekannte Schau-
spieler, der diesen Widerstand mit dem 
Leben bezahlte. Zum 85. Todestag wur-
de an ihn erinnert. Etwa in der Hans-
Otto-Straße in Berlin-Friedrichshain, wo 
Anwohner die Straßenschilder mit Rosen 
schmückten. Oder auf dem Waldfried-
hof in Stahnsdorf, wo seine Ruhestätte 
endlich als Ehrengrab eingestuft ist. 

Eine besondere Ehrung erfuhr »Kol-
lege« Hans Otto im Potsdamer Theater, 
das seinen Namen trägt, am 25. Novem-
ber mit einer Matinee. Intendantin Betti
na Jahnke führte ein, und die jungen En
semblemitglieder Franziska Melzer, Jonas 
Götzinger und Jan Hallmann sowie Jörg 
Dathe am Klavier beeindruckten mit sehr 
heutigen Beiträgen. Mit Texten von »un-
bequemen« Künstlern, die – obwohl in 
ihren Heimatländern China, Tunesien, 
Türkei und Syrien verfolgt, ins Gefäng-
nis geworfen oder geflüchtet – für die 

Freiheit der Kunst und Demokratie ein-
treten. Texte von Gewalt und Tod, die 
zugleich von Kraft und Überlebenswillen 
»bis an der Sehnsucht Rand« kündeten.

Mit dabei an diesem Vormittag: Ver-
wandte aus der Familie von Hans Ottos 
Bruder und Mitglieder des Hans-Otto-
Vereins, für die Vorsitzender Matthias 
Brenner sprach und sang. Das lebendige 
künstlerische Erinnern soll am Hans-Ot-
to-Theater Tradition werden. »Hans Ot-
to ist Theaterspiel« bekräftigt das Spiel-
zeitheft, was dem Namen doppelte Kraft 
verleihe.

Wirken im Hier und Jetzt

In »Zeiten des rauen politischen Tons und 
der Ermutigung zu Gewalt nicht zur 
schweigenden Mehrheit zu werden«, 
hat sich der Hans-Otto-Verein zum Ziel 
gesetzt. Er wird auch vom ver.di-Landes-
bezirk unterstützt. Auf ihrer Mitglieder-
versammlung zogen die Aktiven Bilanz, 
zu der eine eigene Webseite und die 
Suche nach Originaldokumenten gehö-
ren, die in zwei Buchprojekte eingehen 
sollen. Der Verein schloss sich dem Auf-
ruf »Der Vielen« an, mit dem sich 140 
Kultureinrichtungen in einer Selbstver-
pflichtung zur Verteidigung einer offenen 
Gesellschaft gegen Angriffe von Rechts-
radikalen vereint haben. In Zusammen-
arbeit mit dem Hans-Otto-Theater will 
man zweimal jährlich Veranstaltungen 
in Schulen organisieren, setzt sich für den 
Erhalt von Kulturstätten und Dialog ein. 
Man wolle »die Stärke des Rechts ver-
teidigen, nicht das Recht des Stärkeren«, 
heißt es in einer Bekanntmachung.

Der Bühnentechniker Walter Rauch 
erinnerte sich an Hans Otto: »Er war 

Vertrauensmann am Staatstheater... Im-
mer war er für andere da, ganz gleich, 
ob es eine Putzfrau oder ein Spitzenstar 
war, ob es sich um Tarifstreitigkeiten, 
wichtige politische Fragen oder nur um 
kleine Zwistigkeiten handelte. Er war nie 
ablehnend. Er tröstete einen, und man 
hatte die Gewissheit: Da ist jemand, der 
sich deiner Sache annimmt und der dir 
helfen wird. Bei Hans Otto ist die Ange-
legenheit in den richtigen Händen.« 

Doch wie kam sie in seine Hände? Am 
10. August 1900 in Dresden geboren – 
der Vater ein kleiner Beamter, die Mut-
ter starb, als Hans Otto elf Jahre alt war, 
der älteste Bruder tötet sich später selbst 
– muss seine Kindheit von Düsternis be-
stimmt gewesen sein. Während des Ers-

ten Weltkriegs absolvierte Hans Otto sei-
ne gymnasiale Ausbildung und einen 
halbjährigen Militärdienst ohne Front
einsatz. Er sollte Kaufmann werden, 
doch wollte er Schauspieler sein mit ei-
ner Unbedingtheit, die aus ein paar The-
aterbesuchen und seiner Mitwirkung an 
schulischen Klassikeraufführungen kaum 
zu erklären ist. Nach Schauspielunter-
richt in Dresden 1919 geht er in sein 
erstes Engagement nach Frankfurt am 
Main. Dort lernt ihn seine spätere Frau 
Mie Paulun kennen. Die erinnert sich 
später an den 21-jährigen Anfänger, sei-
ne ungewöhnliche Begabung, den lei-
denschaftlichen Gestaltungswillen, den 
Charme seiner Persönlichkeit und die 
reichen Ausdrucksmittel der Gebärde 
und Stimme. Damit riss Hans Otto Zu-
schauer und Mitspielende mit. 

Doch da gab es noch einen anderen 
Hans Otto, einen hoch aufgeschosse-
nen, bleichen jungen Mann, Abstinenz-
ler und Vegetarier, schwermütig, wort-
karg, der freundlich und ohne zu verlet-
zen in seiner eigenen Welt verblieb. Im 
Frankfurter Theaterensemble änderte 
sich das langsam, da begann Hans Otto 
zu spüren, dass diese Truppe Teil einer 
weit größeren Gesellschaft war und auf 
den Theaterbrettern nichts anderes ver-
handelt wurde als das, was die Men-
schen umtreibt. 

1924 spielte Hans Otto an den Ham-
burger Kammerspielen. Andere wären 
zufrieden gewesen. Hans Otto nicht. Er 
konnte nicht allein glücklich sein, weil er 
nicht allein lebte. Er trat der »Roten Hil-
fe« bei. 1925, 1926, in Gera, am Reußi
schen Theater, wuchs diese passive Un-

Gewerkschaftsarbeit war für Hans Otto mehr als bloße Lohnverhandelei

Hans Otto ist Theaterspiel und
 verpflichtende Erinnerung

In den
 richtigen
 Händen

Ehrung für Hans Otto mit Matinee im Potsdamer 
Theater (ganz oben), wo auch eine Büste (li.) an 
ihn erinnert. Mitglieder des Hans-Otto-Vereins 
und Angehörige (oben) trafen sich danach zur of-
fenen Mitgliederversammlung. � Fotos: Gabi Senft 
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Mit Kunst zeigen, was an Widerstand stattfinden kann

zufriedenheit, 1927 – wieder in Hamburg 
– führte sie ihn in die Kommunistische 
Partei. Für Hans Otto war die kommu-
nistische Ausrichtung so selbstverständ-
lich akzeptabel, weil sie mit dem über-
einstimmte, was ihm vorgelebt worden 
war und was er inzwischen selbst lebte: 
Der Mensch nebenan ist grundsätzlich 
die Bedingung seiner Freiheit, seiner In-
dividualität, nicht seine Grenze, sein 
Konkurrent. Auch deshalb mochte er 
das vom Hafen und von Arbeit gepräg-
te Hamburg. Deshalb engagierte er sich 
gewerkschaftlich, förderte das Arbeiter-
theater. Er war unermüdlich. Seine Frau 
berichtete, wie er neben seinen Rollen 
als Obmann des Lokalverbands Staats-
theater in der Schauspielergewerkschaft 
nachts Berichte las, um danach zu notie
ren, was er für seine Kollegen tun könne. 

Hans Otto sah Gewerkschaftsarbeit als 
zutiefst politische Tätigkeit an – andern-
falls verkümmere sie zu bloßer Lohnver-
handelei und drohe der Spaltung der 
kapitalistischen Gesellschaft stets hinter
her zu hinken. So erwarb er sich das 
Vertrauen vieler, auch seiner Schauspieler
kollegen. Bis – er war inzwischen in Ber-
lin engagiert – sein Vertrag nach dem 
30. Januar 1933 nicht verlängert wurde 
und er im Mai das letzte Mal auf der 
Bühne des Berliner Schauspielhauses 
stand. Doch selbst da kämpfte Hans Otto 
um jeden einzelnen Entlassenen aus dem 
künstlerischen und technischen Personal, 
seien es jüdische Mitarbeiter oder Sozi-
alisten. Einige wurden tatsächlich wieder 
eingestellt. Hans Otto arbeitete nun illegal 
für seine illegal gemachte Partei. Ange-
bote aus Zürich oder Wien lehnte er ab.

Am 14. November 1933 nahmen ihn 
SA-Leute fest, Hans Otto wurde verhört, 
gefoltert und starb am 24. November 
an den Folgen der Misshandlungen. Das 
ist 85 Jahre her und doch beängstigend 
gegenwärtig. Ein konsequenter Antifa-
schismus, der sich auf Hans Otto beruft, 
kann sich nicht mit bloßem »Nicht-Ver-
gessen« bescheiden. Er tritt für ein 
menschliches Zusammenleben aller ein, 
das keinerlei Opfer mehr braucht. 

Am 24. und 25. November sprachen 
Mitglieder vom Hans-Otto-Verein mit 
vielen Interessierten in der Berliner 
Hans-Otto-Straße und im Hans-Otto-
Theater Potsdam darüber, wie das hier 
und heute einzulösen ist. Wir würden 
diese Gespräche auch gerne mit den 
Leserinnen und Lesern des Sprachrohrs, 
fortsetzen.� HANS-OTTO-VEREIN

Hans Otto pur: Fragen an den Vereinsvorsitzenden Matthias Brenner, Schauspieler und Theaterintendant in Halle/S.

Hans Otto Verein e.V.
c/o ver.di BB FB 8
Köpenicker Str. 30
10179 Berlin
www.hansottoverein.de
post@hansottoverein.de

Hans Otto (Mitte) als Schau-
spieler, hier 1929 in der 
Rolle des Anton Seiler in 
»Die Ursache« von Leon-
hard Frank am Hamburger 
Schauspielhaus.  
Fotos: Archiv Lenk/Hans-Otto-Verein

Ein Verein, der das Andenken an Hans 
Otto bewahren möchte, muss wohl 
theaterliebend und antifaschistisch 
ausgerichtet sein. Wo liegen Schwer-
punkte der Vereinstätigkeit?

MATTHIAS BRENNER: Wir wollen her-
ausfinden, inwieweit man mit einem 
Verein eine Ausstrahlung erreicht, die 
Leute spannend unterhält und nicht nur 
belehrt. Natürlich ist es wichtig, das An-
denken zu bewahren, denn viel zu 
schnell gerät zu viel in Vergessenheit. In 
diesem Fall gibt es aber auch die zeitli-
che Parallele zu damals, die uns sozusa-
gen auffordert, uns aktiv in die gesell-
schaftlichen Prozesse einzumischen. Und 
daran arbeiten wir.

Hans Otto war ein herausragendes mi-
misches Talent, ein solidarischer Ge-
werkschafter, ein standhafter Kämpfer 
– ein Mann »seltener Art«, »nicht käuf-
lich«, wie Brecht über ihn gesagt hat. 
Wie bringt man in unseren unheroi-
schen Zeiten einem breiten Publikum 
einen solchen Helden näher?

Ich glaube, dass man erst mal über 
diesen Menschen reden muss. Deshalb 
versuchen wir, mittelfristig eine neue 
Biographie herauszubringen, über die-
sen tatsächlich spannenden Mann zu 
berichten, ihn einer vor allem jüngeren 
Generation nahe zu bringen. Er ist im-
merhin mit 33 Jahren erschlagen wor-
den. Ich glaube, daraus würde sich von 

allein eine Sehnsucht zu einer Wider-
standskultur gegen jegliche Art von na-
tionalistischem Ausgrenzen von Men-
schen entwickeln können. Und ich glau-
be, das ist im Moment das Wichtigste.

Der Hans-Otto-Verein will lebendiges 
Erinnern fördern. Wie vermeidet man, 
etwa zum 85. Todestag, den bloßen 
historischen Rückblick?

Wir sind vom Theater. Und Theater ist 
immer neu in dem Moment, wo etwas 
entsteht. Genau so verstehen wir die 
Zusammenarbeit mit dem Hans-Otto-
Theater in Potsdam, wo wir eine Mati-
nee gestalteten und anschließend un-
sere Mitgliederversammlung machten. 
Es kommt darauf an, dass wir mit Kunst 
hinweisen, was an Widerstand stattfin-
den kann. Es ist ja im Moment fast per-
vers: Wir haben alle Gesetze in der 
Hand, die uns vor einem nationalisti-
schen Staat schützen würden, aber sie 
werden nicht angewendet. Also müssen 
wir selber Widerstand leisten gegen den 
Alltag, in dem geradezu unterlassungs-
sündig den rechten Kräften das Feld 
überlassen wird. Und das ist, glaub ich, 
Hans Otto pur.

Sie haben die Figur von Hans Ottos Alter 
Ego in Klaus Manns »Mephisto« einmal 
selbst in Erfurt darstellerisch verkör-
pert. Erinnern Sie sich an diese Rolle? 

Höchst gerne, denn das war eine der 

unlangweilig-kurzweiligsten Veranstal-
tungen, die ich jemals spielen durfte. 
Otto Ulrichs heißt die Figur bei Klaus 
Mann. Ariane Mnouchkine, deren Fas-
sung wir damals nachgespielt haben, 
noch zu DDR-Zeiten, hat die Figur des 
Kommunisten Otto Ulrichs angelegt als 
einen Entertainer, der selber Kabarett-
Szenen schreibt, und hat das stark ver-
ankert in der Zeitgeschichte. Mir hat das 
damals wahnsinnigen Spaß gemacht, 
diesen sehr unterhaltsamen, sehr kon-
sequenten, sehr humorvollen Menschen 
zu spielen, gleich, ob der historische 
Hans Otto damals ein Kabarettist war. 
Er war allemal ein ausstrahlungsreicher 
und unterhaltender, geradezu nach al-
len Seiten hin kommunikativer Mensch. 
Und das hab ich meiner Rolle zugrunde 
gelegt. � TEXTE: HELMA NEHRLICH

Matthias Brenner
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Frau Dunger-Löper, der Landesmu-
sikrat Berlin begeht sein 40. Jubi-
läumsjahr. Wie sehen Sie Tradition 
und Zukunft Ihres Dachverbandes 
für das Berliner Musikleben?

HELLA DUNGER-LÖPER: Bewährtes 
zu bewahren und Neues zu wagen 
– dieses kurz gefasste Anliegen trägt 
seit vier Jahrzehnten. Musik für alle 
ist das Leitmotiv unserer beharrlichen 
Lobbyarbeit, bei der Fortschritte er-
reicht sind, es zu zufriedenstellenden 
Verhältnissen aber noch ein weiter 
Weg ist. Um allen den Zugang zur 
Musik zu ermöglichen, brauchen wir 
qualifizierte musikalische Bildung 
von der Kita über die Schulen sowie 
außerschulische Jugendförderung. 
Die neuen Masterpläne zur Amateur-
musik und Nachwuchsförderung, die 
demnächst vorliegen, werden kon-
zeptionelle Neuansätze vorschlagen. 
Ein Schwerpunkt unserer beratenden 
Arbeit wird im Bereich der musikali-
schen Bildung und Teilhabe für die 
Generation 50plus liegen – übrigens 
mit großer Resonanz. Viele Ältere 
freuen sich, wenn ihnen wieder – 
oder auch erstmalig – Wege zum 
Musikmachen eröffnet werden. Gro-
ßen Widerhall findet auch das für 
nächsten Mai angekündigte Orches-
tertreffen. 50 Amateur-Orchester mit 
1400 Mitwirkenden haben sich an-
gemeldet. Musik für alle! Berlinerin-

nen und Berliner, die sich für die 
Amateurmusikszene interessieren, 
sind am 25. und 26. Mai bei freiem 
Eintritt zum Zuhören und zur Begeg-
nung eingeladen.

Sie haben anlässlich des Jubiläums 
Ihre Mitglieder – musikalische Or-
ganisationen und Einzelpersonen 
– befragt. Was wünschen sie sich?

Traditionelles und Innovatives ne-
beneinander gedeihen zu lassen, soll 
die Arbeit des Landesmusikrates wei-
ter bestimmen. Die Bandbreite der 
Wünsche und Vorschläge ist ziemlich 
groß. Bodenständige Konsequenzen 
wie Verbesserungen der räumlichen 

Bedingungen für Amateurmusik bis 
zur auskömmlichen Finanzierung von 
Musiklehrkräften und Professionel-
len, die Amateurmusik erst ermög-
lichen, gehören dazu. Wir fordern 
ein Musikfördergesetz, das Absiche-
rung und materielle Basis ähnlich 
dem Sport festschreibt. Musikpolitik 
soll zu Gesellschaftspolitik werden.

Lange Zusammenarbeit verbindet 
den Landesmusikrat mit der Ge-
werkschaft. Mit ver.di wurde eini-
ges für die Musikschulen erreicht.

Wir haben uns mit ver.di und an-
deren Partnern bei Aktionen der Mu-
sikschullehrkräfte unüberhörbar in 
der Öffentlichkeit gemeldet. Die Be-
dingungen an Musikschulen müssen 
entsprechend ihrer gesellschaftli-
chen Bedeutung besser ausgestaltet 
werden. Es geht um qualitativ hoch-
wertigen Unterricht. Ein wichtiger 
Schritt wurde mit der Festschreibung 
der 20 Prozent Festanstellungen an 
den Musikschulen im Berliner Haus-
haltsplan erreicht, die auf 80 Prozent 
steigen sollen. Wir setzen uns für 
weitere Stellen in den Fachbereichs-

Weder leise noch zaghaft
Drei Fragen an Hella Dunger-Löper zum 40. Jubiläumsjahr des Landesmusikrats Berlin

Hella Dunger-Löper: Bewährtes be-
wahren, Neues wagen� Foto: Gabi Senft

leitungen ein und werden schauen, 
wie es verwirklicht wird. Dranzublei-
ben und all das bei der Politik ein-
zufordern, ist für uns ein Dauerge-
schäft. Dafür werden wir auch künf-
tig weder leise noch zaghaft sein.

INTERVIEW:  
BETTINA ERDMANN

B e r u f  &  G e s e l l s c h a f t

Innerhalb des im Juni gestarteten 
Projekts »Information über den Ber-

liner Musikarbeitsmarkt – persönli-
che Beratung und Begleitung« unter
stützt der Landesmusikrat transnatio
nale Musikerinnen und Musiker, die 
ihre bisherigen Aufenthaltsländer auf
grund der politischen Verhältnisse 
verlassen mussten. Sie sollen eine be
rufliche Perspektive in der hauptstäd-
tischen Musikszene finden. Zugleich 
stärkt das Projekt das Profil Berlins 
als tolerante, weltoffene Stadt, in der 
Menschen ihre kulturellen Tätigkei-
ten frei entfalten können. 

Für ankommende Musikerinnen 
und Musiker ist der Berliner Arbeits-
markt schwer zu überblicken. Infor-
mationen über typische Einstiegs-
möglichkeiten und musikalische Bil-

dungsstrukturen fehlen ebenso wie 
das Wissen über Mindestanforde-
rungen an Abschlüsse oder künstle-
risches Niveau. Deshalb bietet der 
Landesmusikrat mehrsprachige Be-
ratung und persönliche Begleitung 
an, so bei Fragen zur Anerkennung 
von Abschlüssen, zu Berufseinstiegs-
möglichkeiten, Fördermittelanträ-
gen, Existenzgründung und weite-
ren Themen. Die Beratung findet auf 
Deutsch, Arabisch oder Englisch 
statt. Die Webseite des Landesmu-
sikrates wurde durch eine interakti-
ve Landkarte in Arabisch, Deutsch, 
Englisch und Türkisch ergänzt, die 
die Berliner Musiklandschaft in den 
Bereichen Musikwirtschaft und Mu-
sikalische Bildung übersichtlich dar-
stellt und Informationen über spe-

zifische Beratungsstellen bündelt. 
Ergänzend wird ein Übersetzungs-
service in Wort und Schrift für Mit-
glieder des Landesmusikrates und 
Kooperationspartner angeboten. 

Als Kooperationspartnerin des 
Landesmusikrats fungiert die ver.di 
Fachgruppe Musik. Sie unterstützt 
mit Beratungsangeboten. Dazu ge-
hören innerhalb des Projektes ver.di 
Seminare zur Existenzgründung, die 
für Musikerinnen und Musiker der 
Zielgruppe kostenfrei zugänglich 
sind. Der Landesmusikrat kommt als 
Sprachmittler hinzu. Das Projekt 
wird gefördert aus Mitteln des Pro-
gramms »Weltoffenes Berlin« der 
Senatsverwaltung für Kultur und Eu-
ropa.�  MONA KATAWI, PROJEKT
MITARBEITERIN LMR BERLIN E. V.

Ankommen in der Berliner Musikszene
Landesmusikrat unterstützt transnationale Musikerinnen und Musiker 

Fachgruppe

M u s i k

 Kurz vermerkt

	� Ulrich-Grasnick-
Lyrikpreis verliehen

Den zum zweiten Mal ausgelobten Ly-
rikpreis des Dichters Ulrich Grasnick er-
hielten am 9. November Lara Rüter – 
1990 in Hannover geborene Kulturwis-
senschaftlerin – und Magnus Tautz – 
1968 in Berlin geboren und Lehrer in 
Fürstenwalde. Verliehen wird der Preis 
für ein Gedicht in deutscher Sprache mit 
hohem künstlerischem Anspruch. Dies-
mal zum Thema »Im Auge des Dichters« 
zum Leitgedanken »Ich will nicht glei-
chen dem müden Wanderer«. Positio-
nierung und Mut brauche der Lyriker, 
der Zerbrechlichkeit des Heute zu be-
gegnen, so Preisgeber Grasnick. Die 
Preisverleihung war mit einer öffentli-
chen Lesung verbunden. 

Glückwunsch

ver.di grüßt zum 40.
Im Aufgabenfeld der Gewerkschaft 
ist der Landesmusikrat ein zuverläs-
siger Partner. Die Erfolge der letzten 
Jahre für die Musikschullehrkräfte wie 
die 2018 begonnene Umsetzung von 
mindestens 20 Prozent Festange-
stellten an den öffentlichen Musik-
schulen ist auch wesentlicher Ver-
dienst der Aktivitäten des Landes-
musikrats. In der Hoffnung, gemein-
sam an der Verwirklichung eines 
Festanstellungsgrades von 80 Pro-
zent der Berliner Musikschullehrerin
nen und -lehrer bis 2025 zu arbeiten 
– was dann in etwa den anderen 
Bundesländern mit einer durch-
schnittlichen Festanstellungsquote von 
86 Prozent entsprechen würde – 
freuen wir uns auf die weitere gute 
Zusammenarbeit und wünschen dem 
Landesmusikrat ein weiterhin so er-
folgreiches Wirken für die nächsten 
40 Jahre und darüber hinaus.
� VORSTAND VER.DI-
� LANDESFACHGRUPPE MUSIK
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Lieber -ky, nein, ich werde nicht 
aufhören, dich so zu nennen, auch, 

wenn es opportun geworden ist, 
dich nicht mehr mit diesem Kürzel 
zu titulieren. Titel hast du so viele 
gesammelt und Auszeichnungen 
vom Glauser, dem höchsten Preis für 
deutschsprachige Literaturschaffen-
de, bis zum Bundesverdienstkreuz. 

Horst, den Vornamen, den so vie-
le deiner Generation trugen, moch-
test du nicht. Den Nachnamen Bo-
setzky schon, der bewahrte dir das 
Andenken an die Vielfalt in deiner 
Familie, vom polnischen Adel bis zur 
jüdischen Intelligenzija. Deine priva-
te Familie gehörte irgendwie auch 
zu unserem in 14 Jahren gemeinsa-
mer Arbeit ebenfalls zu einer Art Fa-
milie verschweißten Vorstand des 
Berliner VS. Schließlich hatte sie dir 
Berliner Witz und praktischen wie 
auch Sinn fürs Höhere, sprich: Wis-
senschaft, Kunst und Politik vererbt. 
Und natürlich hieltest du ein Histör-
chen über Kinder, aktuell über die 

Jüngste, Alina, und Lebensgefährtin 
Heike parat.

Ende vergangenen Jahres haben 
wir beide in einer Gaststätte unterm 
S-Bahnbogen an der Friedrichstraße 
zusammengesessen und über einen 
Interviewband beraten. Wenn es da-
mit nichts würde, könnte ich ja dei-
ne Biographie schreiben, meintest du 
und hattest sogar den Verlag parat. 
Aber das wäre dann posthum und 
nur noch meine Sache. Ach -ky, ich 
habe abgewinkt und gesagt, das hät-
te noch viel, viel Zeit. Gerade, weil 
ich wusste, dass der Krebs dich beim 
Wickel hatte … Und nun schreibe 
ich einen Nachruf für dich und höre 
dich sagen: »Nun mal nicht so feier-
lich.« Damit hast du mich aufgezo-
gen, als ich bei einer Leseankündi-
gung gewissenhaft deine Verdienste 
aufzählte, ich solle doch keine Trau-
errede halten. Der Humor war dein 
Ressort, da konnte ich nicht mithal-
ten und kann es nicht.

Nicht zu fassen, was du alles auf 
die Beine gestellt hast. Als du zum 

Vorsitzenden des Berliner VS gewählt 
wurdest, agiertest du noch als Pro-
fessor für Organisationssoziologie. 
Deine Forschungen zum Don-Corle-
one-Prinzip, wie mögen sie in deine 
Kriminalromane hineingewirkt ha-
ben? Die Sitzungen uferten nicht 
aus, die Rückenschmerzen quälten 
dich, du schlepptest schließlich eini-
ges an Verantwortung. Unter deiner 
Regie entstanden die Tradition des 

VS-Lesemarathons und der Literatur-
haus-Reihe »Fast vergessene Schrift-
steller«, wurde das Erschrecken über 
die soziale Lage der professionell 
Schreibenden thematisiert, eine Um-
frage dazu gestartet, der Kontakt zur 
politischen Ebene und zur Öffent-
lichkeit gesucht, um durch Einrich-
tungen wie den Berliner Lesetopf ge-
genzusteuern. Mit Monika Ehrhardt-
Lakomy, deiner Stellvertreterin, warst 
du ein perfektes Team, und wir an-
deren, Anja Tuckermann, Gunnar 
Kunz und ich profitierten davon wie 
auch unser ganzer Verband, der dich 
zum Ehrenvorsitzenden ernannte. 
Und das wirst du für uns immer blei-
ben. Mitsamt deinem Engagement 
für eine friedliche Welt übrigens, 
denn das war für dich das Wichtigs-
te, kriegerische Konflikte zu vermei-
den. Du hast nie vergessen, was die-
se bedeuten, daraus resultierte deine 
politische Einstellung als SPD-Mit-
glied ebenso wie vieles von dem, was 
du in Wissenschaft, Kunst, Verwal-
tung, Gewerkschaft geleistet hast… 
Du kannst unmöglich für immer fort-
gegangen sein. Für uns lebst du fort 
mitsamt deinem verschmitzten Lä-
cheln und deiner Sorge um das Gan-
ze. � DORLE GELBHAAR

Die Frage, wie mit einer immer 
präsenteren Neuen Rechten um-

zugehen sei, durchzog die letzten 
Buchmessen; es entstand u.a. die Ini
titative »Verlage gegen Rechts«. 
Buchhändler und Autoren, die sich 
gegen Rassismus und Rechtspopu-
lismus positionierten, wurden aber 
auch Opfer von Anschlägen. In Be-
trieben und Gewerkschaften ver-
sucht die AfD an Einfluss zu gewin-
nen. Im Berliner VS wird daher seit 
einiger Zeit diskutiert, wie mit mög-
lichen AfD-Mitgliedern oder rechten 
Positionen in den eigenen Reihen 
umzugehen sei. Einige Autorinnen 
und Autoren strebten einen Unver-
einbarkeitsbeschluss an, erlangten 
aber keine Mehrheit. Vor diesem Hin-
tergrund fand am 13. November in 
der MedienGalerie eine Podiumsdis-
kussion zum Umgang mit der Neuen 
Rechten statt.

Die Autorin Vera Friedländer, selbst 
Verfolgte des Nazi-Regimes, las zum 
Auftakt aus ihrem Buch »Alfred Wohl
gemuth. Ein unbesungener Held«. 
Sie dokumentiert die Geschichte ei-

Fachgruppe

L i t e r a t u r

Horst Bosetzky – sein Lächeln fehlt

nes Mannes, der aus Menschlichkeit 
zum Fluchthelfer wurde. Die Freund-
schaft zu einem jüdischen Paar hat-
te ihm die Augen über den wahren 
Charakter des Regimes geöffnet. 
Vom Mitglied der NSDAP wurde er 
selbst zum Opfer der Nationalsozia-
listen.

So ist es noch heute notwendig, mit 
denjenigen zu reden, die sich rechts
populistischen Ideen zugewandt ha-

ben, und sie vom Gegenteil zu über-
zeugen. Die Auseinandersetzung soll
te weniger in öffentlichen Medien 
stattfinden, sondern unter Bekann-
ten oder Kollegen geführt werden, 
waren sich die Podiumsgäste weit-
gehend einig. Eines der Ziele der 
heutigen Neuen Rechten sei die »Re-
sonanzraumerweiterung«, meinte 
die Autorin Sophie Sumburane: »Ich 
frage mich, warum wir ihnen diesen 

Wie umgehen mit den Neuen Rechten? VS Podiumsdiskussion zu einem bren-
nenden Thema.� Fotos: Christian von Polentz/tansitfoto.de

Raum geben.« Der Verleger Klaus 
Farin beschuldigte diejenigen, die die 
AfD immer wieder zu Talkshows ein-
luden, gar einer Mittäterschaft des 
»Umkippens einer Willkommens- in 
eine Neid- und Hasskultur«. Die bes-
te Strategie sei es, die rechten Trolle 
zu ignorieren. »Abgrenzung ist ein 
wichtiges Element, um die Neue 
Rechte zu schwächen«, erklärte Mar-
tina Renner, stellvertretende Vorsit-
zende der Partei Die Linke. Der Neu-
en Rechten müsse sowohl in den Me-
dien als auch im Parlament und auf 
der Straße etwas entgegengesetzt 
werden. 

Der Publizist Thomas Wagner warn
te davor, dass Teile der Neuen Rech-
ten die soziale Frage in den Mittel-
punkt rücken wollten. Es gelte daher, 
diese von links wieder stärker zu ma-
chen. Die Unvereinbarkeit von AfD- 
und Gewerkschaftsmitgliedschaft 
werde mit Sicherheit auf dem VS-
Bundeskongress im Februar 2019 er-
neut diskutiert werden, so der Vor-
sitzende des VS Berlin Michael Wil-
denhain.� JUTTA BLUME

Nun mal nicht so feierlich 
Gedanken zum Tod von Horst Bosetzky

Mit Rechten reden – aber nicht in Talkshows
VS-Podiumsdiskussion über den Umgang mit der Neuen Rechten
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Wir wollen besser wahrgenom-
men werden! Nach gelunge-

nem Auftakt im vergangenen Sep-
tember und gut zwei Jahre nach ih-
rer Gründung lud die ver.di-Landes-
selbstständigenkommission (LKS) 
Berlin-Brandenburg am 1. Oktober 
zum zweiten Mal zum Selbstständi-
gentag in die Bundesverwaltung 
ein. Etwa 80 selbstständig Arbeiten-
de aus vielen Bereichen – Journalis-
tinnen, Übersetzer, Schauspielerin-
nen, Filmproduzenten – verständig-
ten sich über Gestaltung des Ar-
beitsalltags, über Existenzielles wie 

soziale Absicherung oder Vertrags-
verhandlungen und kümmerten sich 
um die Vernetzung ihrer Aktivitäten. 
Zuvor waren in einer online-Mitglie-
derumfrage grundlegende Proble-
me erfragt worden.

»Bei Gewerkschaft denkt man zu-
nächst an feste Beschäftigte und Ta-
rifverträge. Wir fallen mit Verhand-
lungen um Honorare, ihre Durchset-
zung und anderem, was uns be-
schäftigt, aus dem Raster«, sagte 
Sprecherin Helga Dressel. »Als Lan-
deskommission haben wir viele The-
men angedacht, sind noch im Fin-
dungsprozess.« Um zu bündeln, was 
bewegt, wurden auf Flipcharts eige-
ne Erfahrungen mit Auftraggebern, 

Selbstständige fallen aus dem Raster
2. ver.di-Selbstständigentag in Berlin: Einladung an alle

Lesenswert
Neuerscheinungen  
von VS-Mitgliedern
FRITZ LEVERENZ »In der Herberge 
zum Steppenwolf« Skizzen und Re-
portagen von einer Baustelle der 
Erdgastrasse in Russland 1983«;  
HeRaS Verlag Göttingen 2018

SABINE GRAUER/FREDERIKE BRE-
MER »Unter blühenden Alleen. Rei-
sen durch Deutschland und die 
Schweiz, aus dem Schwedischen 
übersetzt von Sabine Grauer, Edition 
Erdmann: Wiesbaden 2018, ISBN: 
978-3-7374-0045-9

Gemeinsam Bedingungen gestalten – große Resonanz und lebendige Diskussion 
zum ver.di Selbstständigentag� Fotos: Christian von Polentz/tansitfoto.de

gewerkschaftlichem Rechtsschutz 
und der Gewerkschaft überhaupt er-
fragt. Diskutiert wurde mit Referent 
Wolfgang Kreider zum Vermeiden 
von Fehlern bei der Vertragsgestal-
tung und in nachmittäglichen Work-
shops. »Alle sind eingeladen, sich an 
den Aktivitäten der LKS zu beteili-

gen«, ermutigte Co-Sprecherin Ma-
rina Gabel. Die Landeskommission 
gehöre inzwischen fest ins ver.di-
Haus und werde »großartig unter-
stützt«. 

Auch Sonja Staack, stellvertreten-
de DGB-Vorsitzende Berlin-Branden-
burg, machte Mut. In den letzten 

Jahren habe sich schon einiges in der 
politischen Debatte geändert, selbst-
ständige Arbeit rücke in den Fokus. 
Etwa 7.000 Selbstständige sind in 
Berlin-Brandenburg gewerkschaftlich 
organisiert – »da lässt sich doch ge-
meinsam etwas machen.« Zentrale 
Fragen wie nach Geld und Absiche-
rung seien ähnlich wie in anderen 
Bereichen, nur undurchschaubarer. 
Riesengroßes Problem: Was verdie-
nen andere? Was ist viel, was ist we-
nig? Einiges wie Honorarverträge bei 
Verlagen sei schon geregelt, »aller-
dings sind wir von Standardvergü-
tungsregelungen in Branchen noch 
weit entfernt. Grundsätzlich sind sie 
möglich, aber es gibt sie noch nicht. 
Auch bei der Rente sind viele Fragen 
offen«, so Staack. »Wir müssen da-
für kämpfen, dass die Bedingungen 
für Selbstständige stimmen.« Zum 
Schwerpunkt soziale Absicherung 
zähle die Absenkung der Beiträge zur 
Krankenversicherung und der Bei-
tragsbemessungsgrenze. (Inzwischen 
im neuen GKV Entlastungsgesetz 
verankert – siehe auch s16 Sprach-
rohr). Doch zu tun sei noch sehr viel. 
Die LKS gebe ein Beispiel. »Es ist ei-
ne ganz wichtige Arbeit, die ihr hier 
zusammen macht!« 

»Ellbogen einfahren – gemeinsam 
Transparenz schaffen und Bedingun-
gen gestalten«, hieß es folgerichtig 
auch auf einem der ver.di-Kärtchen 
unter dem Motto gemeinsam.selbst-
ständig.denken.� B. ERDMANN

www.selbstständige.verdi.de

Deutschland geht das von Constan-
ze Lindemann – Geschichts- und Po-
litikwissenschaftlerin, Druckerin – 
und Dr. Harry Neß – u.a. Vorsitzender 
Internationaler Arbeitskreis Druck- 
und Mediengeschichte – herausge-
gebene Sachbuch nach. Ein Auto-
renkollektiv aus Wissenschaftlern, 
Praktikern, Gewerkschaftsaktiven und 
-funktionären beleuchtet die genutz-
ten und gescheiterten Möglichkeiten 
der Mitgestaltung im Übergang von 
der Druck- zur Medienindustrie. In 
langen Einzel- und Gruppeninterviews 
werden Zeitzeugen zur Umwälzung 
ihres Arbeitslebens und zum Brü-
ckenbau in die Zukunft befragt – lei-
tende Angestellte und Geschäftsfüh-
rer, Journalistinnen und Journalisten, 
Facharbeiter der Druckvorstufe und 

Drucker. Unterschiedliche Sichten 
aus Sozial- und Geisteswissenschaf-
ten, Medientechnik, Berufsbildung 
und Interessenvertretung fließen ein. 
Zahlreiche Details sind zusammen-
getragen, ein akribisches Glossar mit 
Literaturhinweisen, Erläuterungen 
von Fachbegriffen des Druckbereichs 
und Abkürzungen macht das Buch 
auch zum Nachschlagewerk. Zum 
ersten Mal wird so das Terrain des 
Übergangs von der Druck- zur Me-
dienindustrie ausgelotet – mit den 
Auswirkungen wohl nur zu verglei-
chen mit der Einführung des Buch-
drucks im 15. Jahrhundert. � RED

Constanze Lindemann/Harry Neß (Hrsg.) 
»Vom Buchdrucker zum Medientechnolo-
gen«, VSA Verlag Hamburg, 350 Seiten, 
26,80 Euro, ISBN 978-3-89965-824-8 

Neu drucken lernen: Dem funda-
mentalen Umbruch durch die Di-

gitalisierung der Druckindustrie in 
West- und danach im geeinten 

Buchtipp

Vom Buchdrucker 

zum Medien­

technologen

VSA Verlag Hamburg 2018

Umfrage ergab 

grundlegende Probleme

Fachgruppe

S e l b s t ä n d i g e
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Unser Kollege Gerd Ballentin, 
langjähriger Vorsitzender der IG 

Druck & Papier und der IG Medien 
in Berlin (West) und dann in Berlin-
Brandenburg, ist am 20. September 
gestorben. Am 11. Januar 2019 wä-
re er 90 Jahre alt geworden.

Als Gerd Ballentin am 1. April 1943 
seine Lehre als Schriftsetzer in Tem-
pelhof begann, musste er anfänglich 
auf einer Fußbank stehen, weil er zu 
klein war, um an die Setzkästen zu 
reichen. Der Betrieb, der unter den 
Nazis den Namen «Deutscher Ver-
lag« trug, war das Druckhaus Tem-
pelhof des Ullstein-Verlags. Im April 
1946, die Nazis waren besiegt, trat 
Gerd als junger Schriftsetzergehilfe 
in die IG Druck und Papier ein. 

Er lebte noch bei seinen Eltern in 
Karlshorst. Im Dezember 1949 hei-
ratete er die Nachbarstochter Ursula 
Wozny, eine gelernte Maßschneide-
rin. 1950 kam Tochter Monika zur 
Welt. Als die Ballentins 1956 einen 
Ausreiseantrag stellten, dieser aber 
abgelehnt und ihre Ausweise einge-
zogen wurden, gingen sie illegal 
nach Westberlin und ließen alles zu-
rück. Sie kamen in einem Zimmer bei 
einem Ullstein-Kollegen unter, bis sie 
1957 nach Zehlendorf zogen, wo sie 

Sparte der Handsetzer, die ihn 
schließlich zum Bundesvorsitzenden 
wählten. 1959 beschloss er, haupt-
amtlich gewerkschaftlich zu arbei-
ten. Zuerst als Rechtssekretär; 1963 
wurde er stellvertretender Landesbe-

bis zum Schluss wohnten. Gerd war 
in der gewerkschaftlichen Jugendar-
beit aktiv, er wurde im Betrieb als 
Vertrauensmann und dann zum Be-
triebsrat gewählt. Und er engagierte 
sich für seine Berufskollegen in der 

hervorgehen zu lassen.« Im damali-
gen Selbstverständnis sah man sich 
als »Hersteller geistiger Kriegsmuni-
tion«. Die Realitäten des Kriegsver-
laufes bewirkten ab 1915 einen 
Wandel zu zurückhaltenderen Posi-
tionen. Unter der von den Militärbe-
hörden ausgeübten Zensur wurden 
aber Zweifel an der offiziellen Reichs-
politik nicht laut. 

Unzufriedenheit regte sich mit Ver-
teuerung der Lebenshaltungskosten 
– die Buchdrucker verloren ihre her-
vorgehobene Stellung in der Lohn-
skala der Gewerbe. Organisations- 
und Tarifgemeinschaft mit dem Un-
ternehmensverband ließen Neurege-
lungen für den 1916 auslaufenden 
Tarifvertrag nicht zu, »Teuerungs
zulagen« verhinderten nicht, dass 
örtlich darüber hinausgehende For-
derungen erhoben und zum Teil auch 
durchgesetzt wurden. Parallel zum 
Streik der Berliner Rüstungsarbeiter 
im April 1917 setzen dort die Buch-
drucker unter »Streik- und Sabota-
gedrohung« eine zehnprozentige 
Lohnerhöhung durch. Am General-
streik in Berlin im Januar 1918 be-

teiligten sich 7.000 Angehörige des 
grafischen Gewerbes »für Herbei
führung eines baldigen Friedens, 
bessere Nahrungsversorgung, Preß-
freiheit und allgemeines gleiches 
Wahlrecht«.

Berlin, 20 Prozent der gesamten 
Mitgliedschaft im Buchdruckerver
band stellend, wurde neben Leipzig 
zum Zentrum einer Opposition. Druck
schriften, Aufrufe und Publikationen 
der in der USPD und dem Spartakus-
bund organisierten Kräfte lassen er-

kennen, dass sie unter den Buchdru-
ckern Positionen eroberten. Die Op-
position schuf sich mit der Zeitung 
»Der Graphische Block« ab Septem-
ber 1919 in Leipzig, später in Berlin 
erscheinend, eine eigene Stimme. 
Der Untertitel: »Organ für die För-
derung des Graphischen Industrie-
verbandes auf der Grundlage des Rä-
tesystems«.

Als es am 6. Januar 1919 zu spon-
tanen Besetzungen großer Zeitungs-
unternehmen kam, wurde bei Ull-
stein, Mosse und Scherl die Arbeits-
aufnahme verweigert. Erst die Infla-
tion, das fehlende Handeln der neu-
en Regierung, Preisstabilität herzu-
stellen, und die Zeitungsverbote des 
Reichswehrministers Noske – Lohn-
ausfall bewirkend –, schufen in der 
Revolutionszeit der Opposition im 
Verband eine Basis. Das Thema »So-
zialisierung« wurde durch Karl Schaef
fers Propagierung der Umgestaltung 
der Tarifgemeinschaft in eine »Be-
rufsgemeinschaft« mit den Unter-
nehmern zum Diskussionsgegen-
stand, blieb jedoch folgenlos. 

Dadurch, dass zur Generalver-
sammlung des Verbandes im Juni 
1920 die Delegierten nicht durch die 
Gauvorstände, sondern durch Ur-
wahl bestimmt wurden, war dieses 
Ereignis »die größte oppositionelle 
Manifestation gegen den Verbands-
vorstand in der Geschichte der Buch-
druckergewerkschaft«. 18 der 25 
Berliner Delegierten lassen sich zu 
dieser Opposition zählen, insgesamt 
jedoch verhielt sich die Mehrheit vor-
standstreu. Aber Frauen konnten 
jetzt die Mitgliedschaft erwerben.

WOLFGANG BLUMENTHAL

Möchte man zur Geschichte des 
Buchdruckerverbandes in der 

Zeit des 1. Weltkrieges und der sich 
in diesem Jahr zum hundertsten Ma-
le jährenden Novemberrevolution im 
Bestand der Historischen Bibliothek 
des Karl-Richter-Vereins etwas erfah-
ren, so bieten sich vor allem die Pro-
tokolle der 9. und 10. Generalver
sammlung des Verbandes 1918 und 
1920 und die Biografien der drei »Kor
respondent«- Redakteure in Rüdiger 
Zimmermanns »Vordenker und Stra-
tegen« an. Zudem die von der IG 
Druck und Papier im FDGB heraus-
gegebene Publikation »Hundert Jah-
re Kampf der Gewerkschaften der 
graphischen Arbeiter«; vor allem 
aber die Dissertation von Thomas von 
der Vring »Der Verband der Deut-
schen Buchdrucker im Ersten Welt-
krieg, in der Revolution und in der 
Inflationszeit (1914 – 1924)«.

Der Buchdruckerverband folgte 
der Politik der Generalkommission 
der deutschen Gewerkschaften. So 
in einer Stellungnahme des »Korre-
spondent« 1914: »Deshalb hat auch 
die Arbeiterschaft ein so eminentes 
Interesse an diesem unabwendbar 
gewordenen Massenkampf und da-
rum setzen auch sie alles freudig da-
ran, Deutschland als Sieger daraus 

Revolution – und die Drucker?
Bücher der Karl-Richter Bibliothek zur Novemberrevolution

zirksvorsitzender in Westberlin. Nach 
Karl Richters Ausscheiden 1969 ent-
schieden sich die Mitglieder der IG 
Druck und Papier für Gerd Ballentin 
als neuen Berliner Vorsitzenden und 
wählten ihn immer wieder an die 
Spitze. Als sich die IG Medien im 
Frühjahr 1989 gründete, wurde er 
in Berlin (West) ihr erster Vorsitzen-
der. Ebenso nach dem Mauerfall, als 
die IG Medien Berlin – Brandenburg 
entstand. Dazu engagierte sich Gerd 
vielfältig und ehrenamtlich am Lan-
desarbeitsgericht, im Berufsbildungs-
ausschuss der IHK und bei der AOK. 
Für seine Verdienste um die AOK be-
kam er das Bundesverdienstkreuz. 

Im Mai 1992 legte Gerd Ballentin 
seine Funktion als Vorsitzender nie-
der. Er hatte seine Lebenszeit und 
seine Arbeitskraft der Gewerkschaft 
gewidmet. Am 2. November verab-
schiedeten wir uns von unserem ehe-
maligen Vorsitzenden auf dem Park-
friedhof am Buckower Damm.

CONSTANZE LINDEMANN

Fachgruppe 

V e r l a g e ,  
D r u c k  u n d  Pa p i e r

Lebenszeit für die 
Gewerkschaft
Abschied von Gerd Ballentin

Pressfreiheit und 

Wahlrecht

Verabschiedung Gerd Ballentins (li) 1992. Amtsvorgänger Karl Richter wünscht 
ihm Glück. � Foto: Toni Nemes/transit
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Judenverfolgung gesprochen wor-
den. Doch nach den erschütternden 
Zeitzeugenberichten war sie wortlos, 
empfand ihre auf Französisch vorbe-
reitete Rede als nichtssagend. Und 
äußerte das auch. Das brach das Eis 
im Dialog mit den Auschwitz-Über-
lebenden. Der »ungeheure Kon-
flikt«, sich mit dem Thema adäquat 
auseinanderzusetzen, sensibilisierte 
sie für ihren Berliner Kiez, in dem sie 
inzwischen zu Hause war. Hatten 
nicht hier viele Juden gewohnt, eine 
Familie Löw zwei Etagen unter ihr? 
Eine Nachbarschaftsinitiative be-
gann, Lebenswegen nachzuspüren, 
sie zu dokumentieren. 114 Stolper-
steine, die an deportierte Juden er-
innern, sind inzwischen allein in ihrer 
kurzen Straße verlegt. Mit Shimon 
Lev, dem Sohn des überlebenden 
Willy Löw, der als Fotograf in Israel 
lebt, hält sie enge Kontakte. Nach 
einem Dokumentarfilm zum Schick-
sal der Familie arbeiten sie jetzt ge-
meinsam an einem Buch. 
Etwas gemeinsam bewegen, das ist 
für Astrid Vehstedt ausschlaggebend. 
Immer. Auch bei ihren künstlerischen 
Projekten im Irak. Zu denen fand sie 
über die Verbindung zu den iraki-
schen Autorinnen der von ihr mithe-
rausgegebenen Anthologie. Unter-
stützt werden sie vom Goethe-Insti-
tut. »Schwierig, spannend, eine He-
rausforderung für alle,« sagt sie. Mit 
sechs Studenten der Theaterwissen-
schaft in Bagdad setzte sie sich mit 
Schillers Texten zum 30-jährigen Krieg 
auseinander und reflektierte deren 
Alltag. Jetzt ein ähnliches Vorhaben 
mit Jugendlichen in Basra. »Am nö-
tigsten ist«, sagt Projektleiterin Veh
stedt, »ihr Bewusstsein für Gemein-
samkeit zu wecken. Im Chor zu spre-
chen – eine Riesenhürde.« 2020 will 
sie Goethes Egmont in Bagdad auf-
führen. Wieder in einer Adaption 
zum Heute – gemeinsam mit einer 
irakischen Schriftstellerin und einem 
Komponisten.
Abstand gewinnen, auch das braucht 
Astrid Vehstedt. »Wie eine Schau-
spielerin aus einer Rolle auszustei-
gen« habe sie am Theater gelernt. 
Und den Kopf für Neues frei zu be-
kommen. Ihr hilft dabei Karate – »ei-
ne geistige Disziplin mit einer Abfol-
ge von Techniken«. Und Segeln. Mit 
ihrem Bruder hat sie ein Segelboot 
in Hamburg, einen 50-jährigen Old-
timer; der belgische Hochseesegel-
schein – auf Französisch mit zehn 
Unterschriften der Prüfenden – 
hängt in ihrem Flur. Es klinge wie ein 
Klischee, »doch Segeln ist pure Frei-
heit. Da kann ich loslassen«.

BETTINA ERDMANN

ve, die Aufklärung im Fall des Serien
mörders Dutroux forderte. Und: Am 
Theater prägnante Szenen-Untertite
lungen formuliert zu haben, war eine 
»gute Schule fürs Schreiben von Bü-
chern«. Sie sammelte Erfahrungen, 
arbeitete u.a. im Royal Opera House 
Covent Garden London, wurde in die 
»Directors Guild of Great Britain« be-
rufen, wirkte im Pariser Chatelet und 
im Theatre Royal de la Monnaie. 

Als Schlüsselerlebnis bezeichnet Astrid 
Vehstedt bis heute eine Konferenz 
der belgischen Fondation Auschwitz 
zur Frage, ob man den Holocoust 
künstlerisch ausdrücken kann. In ih-
rer Familie war viel über Nazizeit und 

hochschule Musiktheater-Regie und 
danach Germanistik an der TU Berlin. 
Bühnenbild wollte sie auch noch stu-
dieren – in Paris. Nach dem Vorstel-
lungsgespräch zog es sie auf dem 
Rückweg über Brüssel in die dortige 
Oper. Ein ad-hoc-Geplauder mit dem 
Intendanten, und sie war verpflichtet 
– an einem Haus »wo künstlerisch 
und inhaltlich ohne Ego-Kult gearbei
tet wurde«. Zehn Jahre blieb sie, in-
szenierte Roccos Erzählung von Wal-
ter Jens, leitete das ensemble inter-
culturel für zeitgenössisches Musik-
theater. Sie ging, als die Stimmung 
nach der deutschen Wiedervereini-
gung mit Befürchtungen um ein zu 
starkes Deutschland kippte. »Plötzlich 
begegneten mir Ressentiments und 
Nationalismus, mein Projekt wurde 
behindert.« Dennoch: Dort begann 
sie mit dem Schreiben von Krimis – 
angestoßen durch die Bürgerinitiati-

Astrid Vehstedt kocht starken Kaf-
fee und bittet ins Wohnzimmer 

ihrer kleinen Wohnung mitten in Ber-
lin. Das wird – erwartbar bei einer 
Schriftstellerin – beherrscht von einer 
überbordenden Bücherwand. Aber 
es steht auch ein Klavier an der 
Wand, ein Geigenständer davor, auf 
dem Tisch liegen Skizzenblätter zu 
Bühnenbildern, Programmflyer, No-
tizen. Gerade ist sie vom Festival für 
Neue Musik Sachsen-Anhalt zurück, 
dem Abschlusskonzert der »Interna-
tionalen Impuls-Masterclass«. Nicht 
als Zuschauerin, sondern als Szenen-
Gestalterin. In die Musik fünf junger 
Komponisten aus fünf Ländern sind 
Videos zu »Breaking News« aktuel-
ler Kriegsereignisse eingebettet, ver-
bunden mit gesungenen und gespro-
chenen Texten von ihr und irakischen 
Autorinnen aus der Anthologie »Mit 
den Augen von Inana«. Eine Ausein
andersetzung mit Bedrohung und 
Gewalt in fünf Monodramen. Kleines 
Budget, große Resonanz. »Ein Erfolg 
multinationaler und kultureller Ge-
meinsamkeit«, das ist ihr wichtig.

Zwar ist Astrid Vehstedt als Schrift-
stellerin bekannt – auch über den 
Berliner Verband der Schriftstellerin-
nen und Schriftsteller in ver.di, ihre 
engagierte Arbeit in dessen vorigem 
Vorstand und den Lesemarathon in 
der Stadtöffentlichkeit – aber sie ist 
genauso Musik- und Sprechtheater-
regisseurin sowie Bühnenbildnerin.

»Literatur war immer mein Ding«, 
sagt sie. Fünfmal – das erste Mal mit 
13 – hat sie »Krieg und Frieden« von 
Tolstoi gelesen, »bis heute für mich ein 
unglaubliches geschichtliches Epos«. 
Geschrieben hat sie immer, auch in 
Englisch, Französisch und Holländisch. 
Aber veröffentlichen? Damals als jun-
ger Hüpfer? »Da muss man erstmal 
was lernen im Leben«, findet sie. »Li-
teratur ist eine Kopfgeburt. Die 
braucht Reife.«

Auch Musik war immer ihr Ding. 
Sie spielt Geige, schaffte einen Sieg 
in »Jugend musiziert«. »Aber meine 
Hände sind fürs Instrument zu klein, 
um professionell zu werden.« Also 
Oper. Aufgewachsen in Hamburg, 
war die junge Astrid fünfmal in der 
Woche im Opernhaus, kannte das ge
samte Repertoire, entwickelte Ge-
danken zu Inszenierungen, zeichnete. 

Beide Leidenschaften im Studium 
zu vereinen, lag nahe. Astrid Vehstedt 
studierte an der Hamburger Musik-

Ad-hoc an die  

Oper

Das Eis brach  

im Dialog

Astrid Vehstedt � Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

Skizze »Schwarzer Stein« zum Jugendprojekt »Wind der Freiheit«, 2016 im 
Schauspiel Magdeburg, von Astrid Vehstedt � Foto: privat

Immer mein Ding
Sich mit Leidenschaft nur einer Sache zu widmen, 

ist Schriftstellerin Astrid Vehstedt zu wenig
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Weitere Seminare: 17.9.2019 
»Selbstvermarktung freier journalis-
tischer Arbeit«; 5.11.2019 »Existenz-
gründung für Journalisten, Medien-
berufler und Künstler«

	 L a n d e s b e z i r k 

Landesmigrationsausschuss jeden 
letzten Dienstag im Monat, 17 Uhr im 
ver.di-Landesbezirk, bb.verdi.de/grup
pen/migrantinnen-und-migranten

Frauen- und Gleichstellungsthemen 
2018, unter www.frauen.verdi.de

	 D r u c k  u n d  Pa p i e r

Azubi-Beratung im OSZ Ernst Lit-
faß: 20.12. (1.Lehrjahr), 17.1.2019 
(3. Lehrjahr), jeweils 11 bis 14 Uhr

	 A kt i ve  E r w e r b s lo s e

Erwerbslose von ver.di Berlin tref-
fen sich jeden 2. und 4. Donnerstag, 
17.30 Uhr, ver.di-Landesbezirk, Köpe
nicker Str. 30. Kontakt: Ulla.Pingel@

gmx.de, Tel. 0174/5 61 65 79; Heike 
Wagner: wagner.heike61@web.de

	 S e n i o r e n

Mitgliederversammlung 
28.1., 11. 3. 2019

Vorstandssitzungen
14.1., 25.2. 2019

ADN Senioren jeden letzten Mon-
tag im Monat, VS-Club Koppenstr. 
62, 10243 Berlin, ab 15 Uhr.

Alte Barden Runde jeden zweiten 
und vierten Donnerstag im Monat um 
15 Uhr bei Michael Mathis, Schwein
furtstr. 61, 14195 Berlin, Tel.: 030/8 
32 71 95

	 S e l b st st ä n d i g e

Landeskommission 2019: 31.1., 
28.3., 23.5., 25.7., 26.9., 28.11. 
Aktiventreffen (offen für nicht-ver.
di-Mitglieder): 6.2. Genossenschaft-
liche Kooperationen, 3.4. KSK. Be-
ginn jeweils 18 Uhr, Ort: ver.di Lan-
desbezirk

	 Ve r s c h i e d e n e s 

Ausstellung Druckfrisch aus Tem-
pelhof! Blicke in das Ullsteinhaus: Die 
wechselvolle Geschichte des Ullstein-
hauses in Tempelhof seit 1927 zeigt 
eine neue Ausstellung. Sie wirft Bli-
cke hinter die Geschichte des ein-
drücklichen Bauwerks als zentralen 
Ort für die Presse- und Medienland-
schaft. Tausende Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter identifizierten sich 

	 M e d i e n g a l e r i e

Ausstellung: »Kanzlerdämmerung«, 
Jahresauftakt mit Karikaturen der Car
toonlobby. Eröffnung 10.1., 18 Uhr, 
läuft bis 1.3.2019. MedienGalerie, 
Buchdruckerhaus, Dudenstr. 10, 
www.mediengalerie.org

	 L i t e r atu r

Stammtisch VS Berlin: jeden 1. Don-
nerstag im Monat, 19 Uhr »Terzo 
Mondo«, Grolmannstraße, Nähe Sa-
vignyplatz. Dort ist ein Vorstandsmit-
glied für Fragen der Mitglieder an-
wesend. 

	 S e m i n a r e

12. Februar 2019: Selbstvermark-
tung freier journalistischer Arbeit. 
Sicherheit bei Erschließung des Me-
dienmarktes und Vermarktung jour-
nalistischer Leistungen. Praxisbeispie-
le zur Diskussion. Zielgruppe sind 
Journalistinnen und Journalisten, die 
den Einstieg in den Markt als Freie 
vollzogen haben, noch vollziehen wol-
len oder sich ein neues Medium er-
schließen. Tipps zu Kontaktaufbau, 
Marktbeobachtungen, Honoraren, 
Marktpreisen, Informationsbeschaf-
fung, Mehrfachverwertung, Markt-
vorteilen durch Gemeinschaftsgrün-
dungen.
2. April 2019: Existenzgründung für 
Journalisten, Medienberufler und 
Künstler: Chancen und Risiken der 
Selbstständigkeit, Besonderheiten der 
Berufsgruppen. Überprüfen getrof-
fener Entscheidungen nach Gründun
gen. Existenzgründung aus der Ar-
beitslosigkeit, Förderungen, Anmel
deformalia, soziale Absicherung (KSK), 
betriebswirtschaftliche und steuerliche 
Aspekte, Gemeinschaftsgründungen.
Referenten: Andreas Ulrich, Jour-
nalist/Moderator u.a. rbb, Bernd Hu-
batschek, MKK C.
Die Seminare sind als Tagesseminar 
konzipiert. Höchstteilnehmerzahl 20 
Personen, Mindestteilnehmerzahl 6. 
Zeit und Ort jeweils: 9.30 bis 16.30 
Uhr, ver.di Landesbezirk, Köpenicker 
Str. 30, 10179 Berlin, Raum 5.12, 3.12 
(April). Anmeldung: Tel.: 030/88 66 
41 06, E-Mail: andreas.koehn@verdi.

Adventszeit ist auch Wichtelzeit. Ein hoffentlich klar blickender Wicht möge das 
Sprachrohr als empfehlenswerte Lektüre gebracht haben. Entspannte Festtage 
und einen fröhlichen Jahreswechsel allen Leserinnen und Lesern! Beim nächsten 
Sprachrohr drängen schon die Knospen ans Licht. � Foto: Nora Erdmann

Kurzlinks zu den Landesfachgruppen 
Musik: www.musik-bb.verdi.de
VDP: www.vdp-bb.verdi.de 
Bildende Kunst: www.kunst-bb.verdi.de 
Theater, DaKu: www.buehne-bb.verdi.de 
Literatur (VS Berlin und Brandenburg): www.vs-bb.verdi.de 
Journalismus/dju: www.dju-berlinbb.de (unverändert)

als »Ullsteiner«. Die Wanderausstel-
lung wird durch Leihgaben und 
Schenkungen ehemaliger Beschäf-
tigter und Tempelhofer Bürger er-
gänzt. Besuchergruppen werden Füh
rungen angeboten, Hörbehinderte 
können diese in Gebärdensprache 
buchen. Anmeldungen Tel. 030/902 
77 61 63 oder museum@ba-ts.ber-
lin.de Ausstellung im Ullsteinhaus (U-
Bahn Linie 6): 29.11.- 30.6.2019. Be-
gleitende Veranstaltungen werden 
vorbereitet. Eintritt frei

Kulturpolitische Konferenz: 2. 
März 2019 , ab 14 Uhr – Kulturpo-
litische Konferenz ver.di Berlin – ver.
di-Bundesverwaltung, Paula-Thiede-
Ufer 10, 10179 Berlin, Raum Aida.

Karl-Richter-Bibliothek: Für Besuch 
bitte Termin vereinbaren: info@karl-
richter-verein.de, Tel. 030/ 9 29 46 98 
bzw. 030/2 16 48 49, Post: Karl-Rich-
ter-Verein, Dudenstr. 10, 10965 Berlin
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Mitte Oktober wurde mit dem 
GKV Entlastungsgesetz eine 

Neuregelung der Mindestbeiträge 
für Solo-Selbstständige bei den ge-
setzlichen Krankenkassen beschlos-
sen. Frank Werneke, stellv. ver.di-Vor-
sitzender, bezeichnete das als »be-
deutende Entlastung für hunderttau-
sende Selbstständige mit geringen 
Einkommen«. Die Neuregelung der 
Mindestbeiträge Selbstständiger bei 
gesetzlichen Krankenkassen sorge 
dafür, »dass sich viele von ihnen die 
im Koalitionsvertrag angekündigte 
Altersvorsorgepflicht überhaupt leis-
ten können. Das schafft mehr Ge-
rechtigkeit im System.« ver.di ist mit 
über 30.000 selbstständigen Mitglie-
dern die größte deutsche Berufsor-
ganisation für Solo-Selbstständige. 

Konkret senkt das Gesetz den 
Mindestbeitrag Selbstständiger für 
die Kranken- und Pflegeversiche-
rung von derzeit rund 400 Euro pro 

Monat auf künftig knapp unter 200 
Euro. Nach Schätzungen des Ge-
sundheitsministeriums profitieren 
200.000 bis 500.000 Selbstständige 
von der Neuregelung, die Linke geht 
von 667.000 aus. Für diese Gruppe 
wurden bemerkenswerte Verbesse-
rungen erreicht:

Die Mindestbeiträge Selbstständi-
ger werden weiterhin auf Grundlage 
eines fiktiven Einkommens berech-
net, jedoch wird dieses »angenom-
mene Mindesteinkommen« ab 2019 
von knapp 2.300 Euro um rund 56 
Prozent auf etwa 1.040 Euro gesenkt 
– eine spürbare Entlastung für alle, 
deren Einnahmen in diesem Korridor 
liegen. Der Mindestbeitrag für die 
Kranken- und Pflegeversicherung frei
willig versicherter Selbstständiger 
sinkt dadurch von monatlich 400 auf 
unter 200 Euro – bei der Kranken-
versicherung allein von rund 360 auf 
etwa 155 Euro. 

Freiwillig Versicherte müssen, wäh
rend sie Krankengeld oder Mutter-
schaftsgeld beziehen, in Zukunft kei-
ne Mindestbeiträge mehr zahlen, 
sondern rein einkommensabhängige 
Beiträge. Zugleich wird laut Gesund-
heitsministerium »ein deutlicher Bü-
rokratieabbau erreicht«. Ein Wust 
von kaum verständlichen Sonderbe-
stimmungen für Selbstständige wird 
aus dem Gesetz gestrichen, wodurch 
für sie der allgemeine Mindestbeitrag 

wie bisher für alle freiwillig Versicher-
ten (z.B. Rentner) gilt. Der Nachweis, 
ob eine haupt- oder nebenberufliche 
Selbstständigkeit vorliegt, entfällt in 
Zukunft.

ver.di hat – und hier besonders die 
ver.di-Selbstständigen und die Ab-
teilung Sozialpolitik – an der erfolg-
reichen Novellierung des Gesetzes 
einen erheblichen Anteil. Es sei 
durch beharrliche Kleinarbeit und 
Themensetzung gelungen, die Poli-
tik, Berufsorganisationen und Me-
dien für dieses Problem zu sensibi-
lisieren. 

Dennoch bleiben Baustellen offen: 
So müsse die Bemessungsgrenze bei 
Geringfügigkeit auf 450 Euro wie 
bei abhängig Beschäftigten sinken 
und Regeln für das Einkommen, auf 
das Beiträge zu zahlen sind, verein-
heitlicht werden. Zurzeit zahlen frei-
willig versicherte Selbstständige Bei-
träge auf alle Geldzuflüsse, alle ge-
setzlich Versicherten – egal ob ab-
hängig oder selbstständig tätig – al-
lein auf das Erwerbseinkommen. 

»Die volle Gleichstellung von ab-
hängigen und selbstständigen Täti-
gen bei der Beitragsbemessung bleibt 
unser Ziel«, erklärt Werneke. ver.di 
fordert zudem seit langem, die un-
mittelbare oder mittelbare Beteili-
gung von Auftraggebern an den So-
zialversicherungskosten zu sichern.
� RED

Altersvorsorge wird möglich
Neues Gesetz senkt Krankenkassenbeiträge für Solo-Selbständige 

Wust von bürokratischen Sonderbestimmungen wird gestrichen

Selbstständige müssen vorsorgen 
können� Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

Zur vollen Gleich

stellung gehört mehr

anzeige

 Frag nach: Was Azubis wissen wollen

Muss ich am Berufsschultag noch in den Betrieb?

Für alle Azubis, gleich ob jugendlich oder volljährig, gilt, dass sie vor dem 
Unterricht, der vor 9 Uhr beginnt, nicht arbeiten dürfen. Zudem gilt für ju-
gendliche Azubis: Ist der Unterricht in Blockwochen zu mindestens 25 Schul-
stunden an fünf Tagen organisiert, dürfen sie in dieser Woche nicht mehr zur 
Arbeit in den Betrieb gerufen werden. Auch nicht nach der Berufsschule.
Volljährige Azubis müssen etwas mehr rechnen: Es hängt davon ab, von wann 
bis wann und wie lange laut Arbeitsvertrag die tägliche Arbeitszeit ist. Nach 
dem Unterricht müsste dem Ruf des Chefs Folge geleistet werden, wenn die 
Unterrichtszeit – inklusive Pausen, Zwischenstunden und Wegezeit zwischen 
Schule und Betrieb – kürzer ist als die betriebsübliche tägliche Arbeitszeit.
Ein Beispiel: Die übliche tägliche Arbeitszeit beträgt 8 Stunden, die Schulzeit 
normalerweise 6 Stunden plus 1 Stunde 40 Minuten Pause; die Fahrzeit von 
der Schule zum Betrieb dauert 30 Minuten. Also: Der Chef kann verlangen, 
was er möchte – der Azubi muss nicht mehr in den Betrieb. Fallen aber zwei 
Unterrichtsblöcke aus und beträgt der Schultag inkl. der Pausen nur 4 Stun-
den, dann ist dem Ruf des Chefs zu folgen.

Aus der gewerkschaftlichen Beratungspraxis am OSZ Ernst Litfaß

Der aktuelle Presseausweis 2019 steckt in den Taschen zehntausender professio
neller JournalistInnen. Immer griffbereit. Denn er legitimiert gegenüber Behörden, 
Veranstaltern und Polizisten. Bei Akkreditierungen, Recherchen vor Ort, bei poli
tischen und sportlichen Großereignissen, in Archiven und Unternehmen. Er weist 
die Inhaber als hauptberuflich tätige JournalistInnen aus. Er hilft ihnen weiter.

Presseausweise bei ver.di Berlin-Brandenburg I Köpenicker Str. 30 I 10179 Berlin I Tel. 030 / 88 66-54 20 
Mo./Di. 9 – 16.30, Mi. 9 – 14, Do. 13 – 17 Uhr I www.dju-berlinbb.de

Lassen Sie sich nichts vormachen. 
Profis recherchieren mit Presseausweis.
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Durch Gesundheitsreform bessere Prothesen.


